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Motto

Wenn die Regierung sich vornehmen würde, für jedes Kind 
eine gute Erziehung zu fordern, so könnte sie sich die Mühe 
sparen, für eine solche zu sorgen. Sie könnte es den Eltern 
überlassen, die Erziehung zu beschaffen, wo und wie es ihnen 
gefällt, sich damit begnügen, die Schulgelder für Kinder ärme­
rer Klassen zu bezahlen und die ganzen Ausbildungskosten 
solcher zu decken, die niemand haben, der für sie bezahlt. Die 
Einwände, die mit Recht gegen staatliche Erziehung erhoben 
werden, richten sich dagegen, daß der Staat selbst die Erzie­
hung leitet. Daß die ganze oder ein großer Teil der Erziehung 
des Volkes in den Händen des Staates liegen sollte, weise ich 
entschieden zurück.

John Stuart Mill
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Bildung im Dienste des Wohlstandsidols

Erwin Stein

Das mir gestellte Thema ist doppeldeutig und daher mißverständlich. Enthält 
es durch den Ausdruck „Wohlstandsidol“ nicht von vorneherein eine Abwertung 
des Wohlstands, indem es den Wohlstand als Idol, d. h. als Götzen- oder Trugbild 
bezeichnet, von dem man sich blenden läßt oder an das man nicht glaubt und 
dem man umso williger folgt, je weniger man sich auf ein Ideal stützen kann? 
Flüchtet man dann von dieser Sicht der modernen Industriegesellschaft nicht in 
eine romantisierte und absolut gesetzte, aber tatsächlich entschwundene Vergan­
genheit, in das Biedermeier der deutschen Seele? Wenn man im Wohlstand nur 
ein Idol sieht, dann bleibt man einer Art rückwärts gewandten Utopie verhaftet, 
nämlich dem Mythos einer heilen Welt, von der unsere heillose Zeit sich ruch­
los abgewandt habe. Von hier leiten sich auch die Klagen über die Dämonie der 
Technik, über den öden Kulturbetrieb und den zeitkritischen Pessimismus her. 
Dabei hindern uns andererseits Kritik und Unbehagen am Wohlstand in der Re­
gel nicht, uns von der technischen Potenz verführen zu lassen, die unfeinen Be­
gleiterscheinungen der Vermassung mitzumachen, hypermodern und zugleich 
provinziell zu sein, anstatt den Wohlstand zu bewältigen und ihn in Kultur zu 
verwandeln. Vermutlich liegt dies daran, daß Neuerungen im Technischen und 
Wirtschaftlichen sich leichter durchsetzen als im Bereich des Gesellschaftlichen 
und die Wendung zur Kultur eine Gefährdung des Wohlstandes bedeuten kann. 
Denn es besteht ein genuiner Widerspruch zwischen Kultur und Masse, zwi­
schen Wohlstand und Verzicht, Opfer oder Askese, zwischen Glück im Wohl­
stand und Mäßigung und Zucht.

Von diesen Überlegungen aus erscheint mir eine andere Deutung des Aus­
drucks „Wohlstandsidol“ geboten. Das Tagungsprogramm* enthält die Bemer­
kung, für viele Bürger sei der harte Kern unseres Bildungsnotstandes die einsei­
tige Ausrichtung aller Aus- und Weiterbildung auf gesteigerte Leistung und hö­
heren Lebensstandard. Dieser Hinweis legt die Annahme nahe, bei einer Bildung 
im Dienste des Wohlstandsidols sei die Ausbildung im Sinne des technisch-wirt­
schaftlichen Fortschritts und des materiellen Lebensstandards Bildungsziel des 
Einzelnen und politisches Ziel der Parteien und Regierungen, weil sie der tota­
len Ökonomisierung unserer Gesellschaft entspreche, die sich in der magischen 
Formel von dem wirtschaftlichen Wachstum, der Vollbeschäftigung, der Stabi­
lität der Währung und der Marktwirtschaft ausdrückt.

/

*) Die Evangelische Akademie in Arnoldshain/Taunus hatte einen Vortrag mit dem­
selben Thema angekündigt, den der Verfasser am 13.12.1972 dort gehalten hat. Diese 
Ausführungen liegen diesem Aufsatz zugrunde.
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Bei eindringender Betrachtung zeigt sich in der Tat hier ein enger Bezug, ob­
gleich man nicht übersehen darf, daß in der Bundesrepublik Deutschland über 
7 Millionen Menschen am Rande des Existenzminimums leben. In dem Maße, 
in dem die Zahl der Alten zunimmt, beginnt die Armut an den Grenzen des 
Wohlstands auszuufem und von Wohlstand kann nur mit Maßen die Rede sein.

ln Wissenschaft und Technik, in Wirtschaft und Politik, in den demographi­
schen und gesellschaftlichen Strukturen vollziehen sich seit dem zweiten Welt­
krieg weltweite Umwälzungen, denen unsere gesellschaftliche Gefühls-, Denk- 
und Verhaltensweisen noch nicht oder nicht mehr entsprechen. Man braucht 
nur an die hochentwickelten Formen des Marktes und der Produktion, an die 
fortschreitende Automatisierung, an die Nutzung der Atomenergie, an die Ein­
wirkung von Daten und Informationen durch die Massenmedien, an die wach­
sende Verwissenschaftlichung aller Lebensbereiche und an die zunehmende 
Demokratisierung der Gesellschaft zu denken. Mit diesen Umwälzungen kann 
das Bildungswesen nicht Schritt halten: der Drang zur Bildung hat sich ver­
breitert und intensiviert. Infolge des Mangels an personellen und finanziellen 
Ressourcen kann das überkommene Bildungssystem nicht rasch genug auf die 
neuen Bildungsanforderungen reagieren. Der wachsende technische und wirt­
schaftliche Fortschritt führt dazu, daß menschliche Erfahrungen und Wertur­
teile einander ins Gehege kommen, das Neben- und übereinander der verschie­
denen Ideen und Vorstellungen den modernen Menschen orientierungslos ma­
chen und ihn an der Wahl von Zielen und Verhaltensweisen hindern, die den 
Bedürfnissen und Möglichkeiten der heutigen Zeit entsprechen. Diese Vielfäl­
tigkeit der Daseinsformen, ihre Entwicklungen, Veränderungen und Erneue­
rungen schwächen die bisher unverbrüchlichen Traditionen und schaffen Leer­
räume der Autorität; sie führen zu einem Schwund des Hergebrachten, verur­
sachen Verwirrung, Unsicherheit und Angst vor Neuerungen und haben schließ­
lich Intoleranz, Konfrontationen und Gewalttätigkeiten im Gefolge. Dabei wird 
der Pluralismus der Werte und Verhaltensweisen für viele zur Qual. Sie empfin­
den ihn nicht als Quelle steter Erneuerung und Verbesserung ihrer Entschei­
dungsfreiheit, die Alternativen zur Schaffung einer humanen Gesellschaft sicht­
bar werden läßt.

Um dieser Erscheinungen Herr zu werden, orientiert sich unser Bildungswe­
sen seit über einem Jahrzehnt daran, die Zeit einzuholen und sich ihr anzupas­
sen. Es steht im Dienste des naturwissenschaftlichen, technischen und wirt­
schaftlichen Fortschritts, der sich in zunehmendem Wohlstand verkörpert. Da­
bei fordern der schnelle Wandel in allen persönlichen und bemflichen Lebens- 
bereichen und die Orientierung an einer neuen, in erster Linie durch Leistung 
und Wohlstand bestimmten Rangordnung einen hohen, auf die wirtschaftlichen 
Existenzgrundlagen bezogenen Bildungsstand und einen fachlich qualifizierten 
Nachwuchs. Naturgemäß treten nun die Bildungsziele und Bildungsideale etwa 
im Sinne des Neuhumanismus des 19. Jahrhunderts hinter der ökonomischen

4



Bedeutung der Bildung zurück; diese wird wie der Produktionsfaktor Kapital 
in der Wirtschaft als wesentlicher Faktor wirtschaftlichen Wachstums und so­
zialer Sicherheit verstanden. Als für diese Bildung erforderlichen Eigenschaften 
und Fähigkeiten nennt der Bericht des Bundeskanzlers Kiesinger über den Stand 
der Maßnahmen auf dem Gebiet der Bildungsplanung vom 13. Oktober 1967 
bezeichnenderweise: „Konzentration, Initiative, Kooperation, Zuverlässigkeit, 
Reaktionsvermögen, Kombinationsgabe, die Fähigkeit zum abstrakten Denken, 
ein hohes Maß von Wendigkeit und Orientierungsfähigkeit, ein bestimmtes 
Grundwissen zum Funktionieren der Demokratie, die Fähigkeit kritischer Di­
stanz und die Bereitschaft zu verantwortlicher Anwendung der technischen 
Möglichkeiten.“ Deshalb rangieren in den Bildungsplänen die darauf gerichte­
ten Fähigkeiten vor dem gesellschaftlichen Verhalten, vor der Lern- und Ge­
staltungsfähigkeit im Bereich des Menschlichen und Mitmenschlichen. Infolge 
dieser Rangordnung hinken das gesamtgesellschaftliche Streben und die Pflege 
der Personalität und Solidarität nach. So kann es nicht ausbleiben, daß die mo­
derne Bildung im Prinzip nicht mehr zur Bildsamkeit und Menschenformung, 
sondern zu gemeinsamen Konsumgewohnheiten und standardisierten Einheits­
typen führt, die nach den Bedürfnissen und den Zielen der Wohlstandsgesell­
schaft entwickelt werden.

Hierin liegt vor allem die Ursache dafür, daß quantitative Aspekte der mo­
dernen Bildungspolitik vor den qualitativen Anforderungen der Bildungsver­
mittlung stehen. So hat der Bildungsökonom Friedrich Edding 1963 „mehr 
Bildung und bessere Bildung für mehr und mehr Menschen“ gefordert, weil 
sonst das Leistungsniveau unseres Landes nicht mehr gehalten werden könne. 
1964 sprach sich der Theologe und Pädagoge Georg Picht in seinem viel dis­
kutierten Buch „Die deutsche Bildungskatastrophe“ für eine Verdoppelung 
der Abiturientenzahl und für eine Erhöhung der Lehrerstellen aus. Endlich 
prägte Ralf Dahrendorf aus der Sicht einer nachfrageorientierten, vom indivi­
duellen Bildungsanspruch und der Chancengleichheit her bestimmten Bildungs­
politik in seiner gleichnamigen Schrift den Satz: „Bildung ist Bürgerrecht.“. 
Der schon erwähnte Bildungsbericht des Bundeskanzlers aus dem Jahre 1967 
stellt in den Mittelpunkt quantitative Methoden zur Vorausschätzung des Bil­
dungsbedarfs und der Möglichkeit seiner Befriedigung, quantitative instrumen­
tale Planung und eine strukturelle Veränderung des Bildungswesens, deren Ten­
denzen im allgemeinen zu begiüßen sind. ,Es handelt sich bei diesen längst über­
fällig gewesenen Maßnahmen um:
weiteren Auf- und Ausbau eines breiten und leistungsfähigen Sekundarschul- 
wesens;
größere Durchlässigkeit und stärkere Differenzierung der einzelnen Schulfor­
men;
Steigerung der Zahl der Abschlüsse mit Real- und Fachschulreife, mit fachgebun­
dener und allgemeiner Hochschulreife, Reform des Abiturs;
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Überwindung des Lehrermangels und Entwicklung neuer Formen der Lehrer­
bildung;
weiterer personeller und materieller Ausbau der Höheren Fachschulen.

Am Rande weist der Bildungsbericht zwar auf die Notwendigkeit des Ver­
ständnisses und der Aufgeschlossenheit für die verpflichtenden Gemeinschafts­
aufgaben und das Erfordernis der Bereitschaft zu kritischer und verantwort­
licher Anwendung der technischen Möglichkeiten hin. Hier bahnt sich ein zag­
haftes Umdenken auf den qualitativen Aspekt der Bildung an. Die beherrschen­
de Tendenz bleibt aber: Steigerung der Leistungsfähigkeit angesichts der ökono­
mischen Bedeutung der Bildung und Effizienz des Bildungswesens unter dem 
Druck der internationalen Konkurrenz, der Faszination der technischen Mög­
lichkeiten und der hochentwickelten Formen des Marktes und der Produktion, 
ln diesem Sinne hat noch jüngst der Kultusminister des Landes Baden-Württem­
berg, Wilhelm Hahn, in der Schriftenreihe seines Ministeriums geschrieben: ,,Die 
Gestaltung unseres Bildungswesens wird mit darüber entscheiden, ob wir im 
Wettbewerb der Gesellschaftssysteme bestehen und welchen Rang wir unter 
den Kultur- und Wirtschaftsnationen einnehmen werden. Wer in die Führungs­
positionen der europäischen Wirtschaft einrücken wird, entscheidet sich weit­
gehend in unseren Schulen und Universitäten.“

Die bildungspolitischen Reformbestrebungen dieser Art, die zu Beginn der 
sechziger Jahre eingesetzt haben und von hysterischen Anklagen oder beschwich­
tigenden Bagatellisierungsversuchen begleitet waren, sind im Grunde nur Aus­
druck des technologischen Rückstandes unseres Bildungswesens. Angesichts 
des erst spät erkannten Zusammenhangs zwischen Sozialstruktur und Schul­
aufbau hat sich die Schulreform wesentlich auf das allgemeinbildende Schul­
wesen konzentriert und das berufsbildende Schulwesen vernachlässigt; soweit 
dies aber geschehen ist, blieb der Blick auf die Schaffung von Übergängen zur 
Universität gerichtet; die Eigenständigkeit der Berufsbildung trat in den Hinter­
grund. Das Bundesberufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 ist von dieser 
Sicht aus gestaltet und daher wenig befriedigend.

Im Vordergrund der Reformen der allgemeinen Bildung stehen seit den sech­
ziger Jahren die Verbesserung der Gleichheit der Bildungschancen und der Zu­
gänge zu den Schulen sowie der Umbau des herkömmlich dreigliedrigen, einer 
ständischen Gesellschaft entsprechenden sog. vertikalen Schulwesens in ein 
Gesamtschulwesen. War für das vertikale Schulwesen die sog. Säulenschule mit 
Grundschule, Hauptschule und Gymnasium kennzeichnend, so sucht die Ge­
samtschule die Dreigliedrigkeit der Schulformen zu beseitigen zugunsten eines 
horizontal in Stufen aufgebauten Schulwesens, in dem nach den Gesichtspunk­
ten der Leistung, der Eignung und des Interesses differenziert und der Unter­
richt nach dem Kern- und Kurssystem erteilt wird. Damit wird eine Entwick­
lung nachgeholt, die sich in den großen Industriestaaten bereits durchgesetzt 
hat. In den USA und der UdSSR bestanden von jeher Gesamtschulen. In Schwe-
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den wurde die Gesamtschulreform im letzten Jahrzehnt verwirklicht. Die DDR 
hat 1965 die zehnklassige polytechnische Oberschule als Gesamtschule einge­
richtet. In der BRD beginnt sich das Gesamtschulsystem nur langsam durch­
zusetzen. Das Gesamtschulkonzept, das auf die Gewährleistung der Chancen­
gleichheit, die Individualisierung des Lemangebotes, die Begabungsförderung 
und die Erziehung zur Mündigkeit gerichtet ist, findet im einzelnen viel Kritik 
und nur zögernd Unterstützung, weil häufig geeignete Lehrer fehlen und organi­
satorische Schwierigkeiten auftreten.

ln ähnlicher Weise stellen sich die realen und ideologischen Strukturschwie­
rigkeiten der Universitäten dar. Das bedeutet im einzelnen:
Die Humboldtsche Universitätsidee mit ihrem Pathos der Selbstvervollkomm­
nung, der Distanz zur Welt der Arbeit, des Berufs und des Staates ist ausgezehrt. 
Die Universität hat sich zur Massenuniversität entwickelt. Die wissenschaftliche 
Berufsausbildung hat sich verbreitert. Die Honoratioren-Universität kann die 
organisatorischen Probleme nicht mehr durch die herkömmliche Selbstverwal­
tung lösen. Die wissenschaftliche Forschung hat sich sprunghaft expandiert. 
Durch die Großforschung hat sich die Art und Weise der Forschung verändert. 
Die Einheit der Wissenschaften hat sich in ein zusammenhangloses Konglome­
rat von Spezialwissenschaften aufgelöst. Die Wissenschaft besitzt kein Selbst­
verständnis mehr; deshalb ist die Krise der Universität eine Krise nicht bloß 
der Formen und Organisation, sondern vor allem der Bildungsinhalte. Profes­
soren und Studenten sind zu einem großen Teil ideologisch verkrampft. Seit 
den fünfziger Jahren spiegeln sich diese Konflikt- und Drucksituationen in vier 
Tendenzen:
zunächst bis Ende der fünfziger Jahre in einer Grundsatzdiskussion, die aber 
ohne Organ für den ideologischen Abgrund der Fragestellungen war und trotz 
einer Legion von Planungen und Vorschlägen folgenlos geblieben ist; 
dann von Beginn bis Mitte der sechziger Jahre in der sozialwissenschaftli­
chen kritischen Analyse der Hochschule als einer Institution, die Gegenstand 
von Veränderungsbestrebungen war. Elier liegt das besondere Verdienst des 
Wissenschaftsrates und der Ständigen Konferenz der Kultusminister, die in 
vielen Empfehlungen, Gutachten und Beschlüssen bedeutsame Erkenntnisse 
vermittelt und zukunftsträchtige Vorschläge gemacht haben; 
schließlich Ende der sechziger Jahre in den revolutionären Konfliktsituationen 
an den deutschen Hochschulen: einerseits radikale, progressive Bestrebungen, 
die Hochschule zu demokratisieren mit dem Ziel, die Bildungsinhalte soziali­
stisch oder neo-marxistisch umzustrukturieren in Feindschaft gegenüber dem 
freiheitlichen Rechtsstaat — andererseits Tendenzen, die auf eine funktionali- 
stische Technokratie mit dem Ziel möglichst schneller und intensiver Ausbil­
dung für Industrie, Wirtschaft und Gesellschaft gerichtet sind oder Versuche, 
eine konservativ-restaurative Wiederherstellung der Honoratioren-Universität 
zu betreiben. Heute macht sich als vierte Strömung breit: die totale Verwirrung,
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die Resignation der Hochschule und die Reformunwilligkeit der staatlichen 
Bürokratie bis zur Verleugnung der konstitutiven Prinzipien der Universität.

Als Fazit ergibt sich: die deutschen Hochschulen befinden sich in der Schluß­
phase eines Umwandlungsprozesses, der kaum zu überblicken ist und über des­
sen Ziel keine Klarheit besteht. Die Universitätskrise ist ebensowenig wie der 
Bildungs- und Eiziehungsnotstand allein durch technisch-organisatorische Maß­
nahmen, wie Abbau der hierarchischen Struktur, Beteiligung an den universi­
tären Entscheidungsprozessen, umfassende Studienreform, Erweiterung beste­
hender und Gründung neuer Institutionen zwecks Befriedigung des ständig 
wachsenden Andrangs der Studenten zu lösen, so notwendig diese und ähnliche 
Reformen im Interesse einer Hochschule der Zukunft auch sind. Erst wenn es 
gelingt, die Grundbedingungen geistiger Arbeit zu klären und einen neuen Wis­
senschaftsbegriff zu entwickeln, wird die wiedergefundene Einheit der Wissen­
schaften zu einem die Öffentlichkeit und auch die universitätsintemen Kreise 
überzeugenden Selbstverständnis der Wissenschaften und der Universität fuhren. 
Dies setzt aber voraus, den ethischen Kulturbezug und die humanistischen Auf­
gaben der Wissenschaft zu berücksichtigen und bei aller Anerkennung und Ge­
währleistung der Freiheit der Wissenschaft gesellschaftliche Kontrolle nicht 
auszuschließen, wenn auch die Grenze zu totalitärer Gängelung sehr schmal 
ist. Dazu gehört aber auch, sich die Nutzlosigkeit zahlreicher Forschungstätig­
keiten einzugestehen, die — wie man gesagt hat — zu Datenfriedhöfen ohne 
jeglichen Erkenntniswert führen und nichts anderes sind als das Fortstricken 
an einem Strumpf, der schon viel zu lang ist.

Diese Erfahrungen und Erkenntnisse im Bereich des Schul- und des Hoch­
schulwesens zwingen zu dem Schluß, daß sich die optimale Funktionsfähigkeit 
und die maximale Effektivität unseres Bildungswesens auf die Dauer nicht 
durch eine bloße Anpassung an die sich wandelnden gesellschaftlichen Verhält­
nisse erreichen läßt. Die technisch-organisatorische oder technokratische Schul- 
und Bildungsreform ist mangels Berücksichtigung der Wechselwirkung zwischen 
der Sozial- und Bildungsstruktur nur leistungsorientiert und hat zum Ziel, die 
demokratische, auf hochschulmäßige Bildung gerichtete Leistungsschule, deren 
Krönung das Gesamtschul- und das Gesamthochschulsystem ist. Nun stehen 
Recht auf Bildung, Chancengleichheit, individuelle Begabungsförderung, Selbst­
bestimmung in einem freiheitlichen demokratischen Gemeinwesen, das geschul­
tes Urteilsvermögen, Verständnis und Kenntnis der Spielregeln für zwischen­
menschliches Verhalten sowie Offensein voraussetzt, außer Debatte. Sie ent­
sprechen den Verfassungsgrundsätzen und den Bildungsvorstellungen der gegen­
wärtigen gesellschaftlichen Entwicklung.

Ohne allgemein und speziell besser gebildete Menschen in allen Schichten 
des Volkes ist der Fortbestand der freiheitlichen demokratischen Gesellschaft 
gefährdet. Der massenhafte Zugang zu den rational-technischen und wissen­
schaftlichen Errungenschaften ist für die moderne Industriegesellschaft unerläß-
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lieh. Geht aber die Bildungsreform nicht einen Irrweg, wenn der hochschulmä- 
ßig ausgerichteten Allgemeinbildung der Vorrang vor der beruflichen Bildung 
eingeräumt wird. Hier wirkt immer noch das neuhumanistisch negative Ver­
hältnis zwischen den Begriffen Bildung und Beruf nach. Der Weg zur Bildung 
führt nicht allein durch die Hochschule, sondern gleichwertig durch den Beruf. 
Nur zögernd setzt sich der Berufsbildungsweg durch, der etwas anderes ist als 
der sog. Zweite Bildungsweg. Die hochschulmäßige Massenbildung — verursacht 
durch die Konzentration aller attraktiven Bildungswege an der Hochschule und 
durch das Fehlen von anderen gleichwertigen BUdungswegen — erzeugt auf die 
Dauer den Anspruch nach immer mehr und höherer Bildung. Die Abschlüsse 
der Hauptschulen, die mittlere Reife, die Berufsausbildung wurden im öffent­
lichen Bewußtsein abgewertet. Jeder Rang strebte danach, den nächst höheren 
zugebilligt zu bekommen. Das Berechtigungswesen wurde verengt und verfestigt. 
All dies fördert die Tendenz zur Akademisierung, Theoretisiefung und Abstrak­
tion; es mindert die Bewertung der unbürokratischen, handwerklichen und kauf­
männischen Fähigkeiten. So wird die Quantität der Studienplätze als selbstver­
ständlicher Bestandteil des Rechts auf Bildung angesehen und der Staat für 
mangelnde Studienkapazität verantwortlich gemacht, ohne dabei die Konse­
quenzen zu bedenken, die sich aus der Quantität für die Qualität ergeben. In 
diese gängige Betrachtungsweise hat das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Numerus-Clausus-Entscheidung vom 18. Juli 1972 eine Bresche geschlagen. Mit 
bemerkenswerter Deutlichkeit sagt hier das Bundesverfassungsgericht aus einem 
Demokratieverständnis, das auf Grund der Werteordnung des Grundgesetzes 
genommen ist, daß ein etwaiger aus dem Grundrecht der Berufsfreiheit nach 
Art. 12 GG herzuleitender Verfassungsauftrag nicht dazu verpflichtet, „Für je­
den Bewerber zu jeder Zeit den von ihm gewünschten Studienplatz bereitzu­
stellen und auf diese Weise die aufwendigen Investititonen im Hochschulbereich 
ausschließlich von der häufig fluktuierenden und durch manigfache Faktoren 
beeinflußbaren individuellen Nachfrage abhängig zu machen. Das liefe auf ein 
Mißverständnis von Freiheit hinaus, bei dem verkannt würde, daß sich persön­
liche Freiheit auf die Dauer nicht losgelöst von Funktionsfähigkeit und Gleich­
gewicht des Ganzen verwirklichen läßt und daß ein unbegrenztes subjektives 
Anspruchsdenken auf Kosten der Allgemeinheit unvereinbar mit dem Sozial­
staatsgedanken ist“. Ein Umdenken in diesem Bereich zeigen die jüngsten Re­
formpläne Friedrich Eddings, Georg Pichts, Walter Killys und von H. Hamm- 
Brücher, die nunmehr u.a. fordern, Praktika in allen möglichen sozialen Dien­
sten einzuführen, den Studienbeginn hinauszuschieben, ein Intervall-Studium 
mit vorgängiger Berufsausbildung zu schaffen oder vom Abitur abzusehen und 
das systematische Lernen über die gesamte Lebenszeit neu zu verteilen.

Die geringe Einschätzung der qualitativen Momente wie: Mündigkeit des 
Einzelnen, Sinn für das Menschliche und Mitmenschliche, schlichte gegenseitige 
Hilfe, Zusammenarbeit, Solidarität, Bereitschaft zum Widerstand und andere
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öffentlichen Tugenden mag eine unabweisbare Folge der dynamischen wirt- ' 
schaftlichen Entwicklung sein. In einer Arbeitnehmergesellschaft muß anders 
als in einer bürgerlichen Honoratiorengesellschaft und in einer bürgerlichen 
Hochkultur Bildung zunächst genuin berufs- und wirtschaftsorientiert und Vor­
bereitung auf das technisch-ökonomische System sein. Aber dennoch bleibt 
die Frage, ob das geistige Potential eines Volkes nur in der einseitig auf Produk­
tivitätssteigerung ausgerichteten Leistung liegt, so daß Volk mit Leistungsge­
sellschaft gleichzusetzen wäre. Es ist zwar richtig, daß jede menschliche Gesell­
schaft beansprucht hat, die folgende Generation in ihre Kultur und Zivilisation 
systematisch einzuführen. Aber nach den Erfahrungen und bitteren Erlebnis­
sen im Naziregime ist der Auftrag von Staat und Gesellschaft auch, für die Si­
cherung der Freiheit zu sorgen und zum Widerstand gegen den massiven wirt­
schaftlichen Druck und die sozialen Abhängigkeiten zu erziehen und den Ein­
zelnen dazu zu verhelfen, daß Bildung nicht bloß Vorbereitung ist auf das, was 
ist und was sein wird. Sonst besteht in einer Gesellschaft, die materielle Lei­
stungen und programmatisch anwendbares Wissen so hoch bewertet wie die 
unsere, für den Einzelnen die Gefahr der Isolierung und des Verlustes der Fähig­
keit, den Mitmenschen mit seinen Nöten, Bedürfnissen und Möglichkeiten zu 
verstehen. Von dieser Sicht aus erheben sich zwei existenzentscheidende Fra­
gen:

Wie läßt sich in einer immer gewalttätiger und intoleranter werdenden und 
Wohlstands- und konsumorientierten Welt eine menschenwürdige Gesellschaft 
ermöglichen und wie muß das Bildungswesen gestaltet sein, das den Einzelnen 
Person werden läßt?

Kann in einer demokratischen Industriegesellschaft, die nach den Gesetzen 
dynamischen Wirtschaftswachstums materiellen Wohlstands und militärischer 
Potenz lebt, der Anspruch auf Humanität überhaupt verwirktlicht werden?

Hier kann ich die vielfältige Problematik nur andeutend darstellen. Dabei 
knüpfe ich an Ansätze der Nachkriegszeit und der fünfziger Jahre an; in den 
sechziger Jahren waren sie durch Bestrebungen verschüttet, die sich mit 
den Schlagwörtem Bildungsökonomie, Bildungstechnologie, Bildungswer­
bung und Bildungsstrategie kurz umschreiben lassen. Ihren Ausdruck fan­
den die auf eine neue Schule und ein neues Bildungswesen gerichteten Be­
strebungen vor allem in den Abschnitten „Bildung und Schule“ der damals ge­
schaffenen Verfassungen der deutschen Länder, die an die humanistische Tradi­
tion anknüpften; sie ergänzten und differenzierten die von den Militärregierun­
gen der Siegermächte und dem Kontrallrat nach dem Zusammenbruch des Deut­
schen Reiches erlassenen „Grundsätze über die Demokratisierung des Unter­
richts in Deutschland“. Die Bildungsartikel der Verfassungen setzten sich zum 
Ziel, die geistige und religiös-sittliche Erneuerung durch eine Umgestaltung des 
Schulwesens vorzubereiten und die Demokratie als Lebensform aufzubauen, 
insbesondere die Jugend reif zu machen für selbständige Lebensentscheidung
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und Lebensgestaltung. Stellvertretend für die Länderverfassungen der Nach­
kriegszeit zitiere ich hier den Art. 56 Abs. 2 der Hessischen Verfassung, der in 
pathetisch-optimistischen Worten das Ziel der Erziehung dahin umschreibt, 
„den jungen Menschen zur sittlichen Persönlichkeit zu bilden, seine berufliche 
Tüchtigkeit und die politische Verantwortung vorzubereiten und der Mensch­
heit durch Ehrfurcht und Nächstenliebe, Achtung und Duldsamkeit, Rechtlich­
keit und Wahrhaftigkeit“. Diesem Ziel liegt die Vorstellung zugrunde, daß es 
notwendig sei, eine gerechte und menschenwürdige Ordnung herbeizuführen 
durch mündige, der Gemeinschaft verpflichtete Menschen.

Die Blütenträume dieses pädagogischen Frühlings sind aus mannigfachen 
Gründen nicht gereift. Die Erneuerungsversuche gerieten alsbald in den Sog der 
beginnenden wirtschaftlichen Hochkonjunktur und der Kanzlerdemokratie un­
ter Konrad Adenauer. Damit blieb auch die zwölfjährige verdienstvolle Arbeit 
des im Jahre 1953 gegründeten Deutschen Ausschusses für das Erziehungs- und 
Bildungswesen praktisch ohne Erfolg. Seine Arbeit fand bei den deutschen 
Kultusministerien keinen nennenswerten Rückhalt, obgleich der Ausschuß so 
bedeutsame Gutachten wie das über den sog. Rahmenplan, das berufliche Schul­
wesen, die politische Erziehung, die Erwachsenenbildung und den Religions­
unterricht vorgelegt hat. 1958 folgte der Wissenschaftsrat, der koordinierend 
und planend im Bereich der Wissenschaftsförderung tätig ist, und 1965 als Nach­
folger des Deutschen Ausschusses der Bildungsrat mit den Aufgaben:

Bedarfs- und Entwicklungspläne für das deutsche Bildungswesen zu entwer-
* fen,

Vorschläge für die Struktur des Bildungswesens zu machen und den Finanz­
bedarf zu berechnen,
Empfehlungen für eine langfristige Planung auf den verschiedenen Stufen des 
Bildungswesens zu machen.

Wenn auch die Arbeit des Bildungsrates über Konzeptplanungen nicht hin­
ausgekommen ist, so ist er besser organisiert und hat Aussicht, seine Empfeh­
lungen in den Schulverwaltungen der Länder durchzusetzen. Der am 13. Fe­
bruar 1970 von der Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates verab­
schiedete Strukturplan für das Bildungswesen ist zwar eine interessante Lek­
türe, konnte aber bis jetzt nicht in Kraft treten; er ist an parteipolitischen Aus­
einandersetzungen gescheitert. Ein weiterer Schritt auf dem Wege ist die zwi­
schen Bund und Ländern auf der Grundlage des Art. 91 b GG am 25. Juni 1970 
errichtete Kommission für Bildungsplanung, in der sich erstmals der Bund, ge­
stützt auf die zunehmenden Forderungen der Öffentlichkeit in Bildungs- und 
Eiziehungsfragen, im Bildungswesen aktiviert.

Die hier dargestellten Ansätze eines auf den Menschen gerichteten Bildungs- 
wesens sind noch recht schwach. Nicht zu verkennen ist, daß sich eine gewisse 
Enttäuschung, ja Resignation ausgebreitet hat, weil es bis jetzt — vor allem in­
folge des bürokratischen Einflusses und der parteipolitischen Konfrontation —
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nicht gelungen ist, eines der vielen bildungspolitischen Konzepte durchzusetzen 
und die finanzielle Situation der Realisierung der Projekte enge Grenzen setzt. 
Die „Bildungseuphorie“ hat eine gewisse Ernüchterung zur Folge aufgrund der 
bekannten Mängel wie zu hohe Klassenfrequenzen, zu wenig Lehrer, Schul­
raumnot, häusliche Vernachlässigung der Kinder, arbeitende Mütter.

Dennoch sollte mit allen Mitteln versucht werden, die vorhandenen Energien, 
Initiativen und Motivationen der Lehrer, der Schüler, der Eltern und aller Bür­
ger nutzbar zu machen und den sich anbahnenden Wandel nach einer Verän­
derung der Erziehung nach Inhalt und Form Gestalt werden zu lassen. Warum 
es darauf ankommt, sagt überzeugend der Ausschußbericht des Komitees für 
Bildungsfragen der OECD vom 1. Dezember 1971 über die Bildungspolitik in 
der Bundesrepublik Deutschland: „Das Bildungswesen, wie auch alle anderen 
sozialen Bereiche der BRD benötigen eines besonders vorrangig und dringend: 
die Ausbreitung und Vertiefung eines Gefühls der Verantwortung bei allen Bür­
gern, und besonders der jungen, für das eigene Tun und die eigene Entwicklung, 
für die soziale Zusammenarbeit und für das Tolerieren der anderen. Die BRD, 
Europa und die Welt insgesamt brauchen eine intellektuell und physisch kräf­
tige Westdeutsche Nation, wo die Bürger selbständig denken, zu freiwilliger 
Zusammenarbeit neigen, gewandt sind im Umgang mit Verantwortung. Wenn 
solche Menschen nicht in größerer Zahl als gegenwärtig in der BRD herangebil­
det werden, wird viel von dem, was der mit Stolz vorgezeigte wirtschaftliche 
Fortschritt der letzten 20 Jahre verspricht, vertan sein. Die Rolle einer neuen 
Erziehung beim Aufbau einer solchen neuen Gesellschaft liegt auf der Hand. 
Man kann tatsächlich behaupten, daß die neue Gesellschaft nur entstehen kann, 
wenn es den Schulen gelingt, diesen neuen Menschentyp zu erziehen.“

Der gleiche Gedanke hatte sich angesichts der früheren Verlautbarungen über­
raschend in dem Bericht des Bundeskanzlers Brandt vom 8. Juni 1970 Bahn 
gebrochen: „Bildung und Wissenschaft sind individuelle und kulturelle Eigen­
werte, die die Voraussetzung sind für die notwendige Humanisierung der tech­
nischen Zivilisation.... Bildung soll den Menschen befähigen, sein Leben selbst 
zu gestalten. Heranwachsende Menschen müssen dabei die Möglichkeiten größe­
rer Beweglichkeit und Freiheit erfahren, damit sie für sich selbst sinnvoll wählen 
können. Bildung soll durch Lernen und Erleben demokratischer Werte sowie 
durch Einsicht in die Gesellschaft und ihre Veränderungen eine dauerhafte 
Grundlage für freiheitliches Zusammenwirken schaffen.“ Diese Sicht setzte 
sich dann im letzten Wahlkampf fort, in dem „Sorge für die Qualität des Le­
bens“ zur Forderung erhoben wurde. Von dieser Sicht aus bedeutet Qualität 
des Lebens, daß wirtschaftliches Wachstum und technische Zivilisation allein 
nicht als Maßstab für den Fortschritt taugen. Nicht darauf kann es ankommen, 
was der Mensch gebraucht oder gar verbrauchen kann, sondern was er braucht, 
um seine menschlichen Möglichkeiten zu verwirklichen, um die industrielle 
Gesellschaft mit humanen Werten zu durchdringen und sie menschlicher zu
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machen. Denn eine Gesellschaft, die den Wert eines Menschen nur nach seiner 
Leistung bemißt, wird eine inhumane Gesellschaft sein. Qualität des Lebens 
bedeutet auch compassion, das-sich nicht im Mitleiden, im Mittragen von Not 
erschöpft, sondern Barmherzigkeit gegenüber Schwachen und Nächstenliebe 
einschließt. Sie wird nur dann Wirkungen zeitigen, wenn der Begriff nicht zur 
abstrakten Formel gerinnt, sondern alle Bürger, vor allem die Politiker sich her­
ausgefordert fühlen, neue Maßstäbe zu setzen, neue Ziele zu bestimmen und 
sie auch zu verwirklichen, zumindest dazu beizutragen.

Die Neubesinnung auf die qualitative Bildungsreform ist seit den Studenten­
unruhen und den Diskussionen über die antiautoritäre Erziehung im Wachsen. 
Ich verweise hier auf die vorrangige Bedeutung der frühkindlichen Erziehungs­
phase; danach wird in den ersten drei Lebensjahren über zwei Drittel der Le­
benschancen eines Menschen entschieden. Weil gerade hier der formende und 
pädagogische Einfluß der mitmenschlichen Begegnungen deutlich in Erschei­
nung tritt, wendet man derElteminitiative und der Eltembildung besondere 
Aufmerksamkeit zu; man überiegt auch, wie die durch Außeneinflüsse durch­
brochenen Einwirkungen des Elternhauses gestärkt werden können. Man for­
dert Eltemschulen, die der Beratung der Eltern dienen sollen, und der Reali­
sierung des Elternrechts im Bildungswesen, das erstmals als Grundrecht in Art. 
6 GG gewährleistet ist. Die Beteiligung der Eltern im Bildungsbereich wird nicht 
zuletzt dazu beitragen, ein Gegengewicht gegen den noch immer überragenden 
Einfluß der Kulturbürokraten und Kulturfunktionäre zu schaffen. Nur wenn 
die Eltern, die Lehrer und die Schüler immer wieder darauf drängen, daß Bil­
dung und Erziehung nach Inhalt und Form nicht lediglich Bestandteile der tech­
nologischen Gesellschaft sind und bleiben, werden die notwendigen Bildungs­
reformen auch durchgefuhrt werden.

In diesem Zusammenhang ist auch die neue Begabungstheorie zu nennen, 
in der sich der Wandel des Begabungsbegriffs spiegelt. Das Faktum der verschie­
denen Leistungsfähigkeiten des Menschen wird nicht allein als ein Erb- und 
Umweltschicksal, als eine natürliche Mitgift angesehen, sondern mehr und mehr 
als Anstrengung, als Ausbildung, als Sache des Reifens und des Lernens ver­
standen. Die neue Begabungstheorie mißt dem Anspruch auf Selbstentschei­
dung, Allgemeinbildung und Entfaltung der Persönlichkeit mehr Bedeutung 
zu, nämlich aus der Einsicht, daß Spezialisten in der Regel über der vollende­
ten Ausbildung ihrer Funktion ihre menschliche Verantwortung vernachlässi­
gen. Wenn heute Begabung als produktive Lernfähigkeit definiert wird, dann 
bleibt das Entscheidende die Prägung im Prozeß der Auseinandersetzung mit 
den Sachstrukturen der Welt. Schließlich verdient Erwähnung, daß in jüngster 
Zeit die Festsetzung und Abgrenzung des Bildungskanons, der Lemplangestal- 
tungund der Bildungszielfestsetzung Gegenstand eines besonderen Forschungs­
zweiges, der sog. Curriculum forschung, geworden ist. Wenn auch gewisse Ab­
grenzungsschwierigkeiten gegenüber dem zentralen Begriff der Didaktik als
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Wissenschaft vom Lehren und Lernen überhaupt bestehen mögen, so geht die 
Konzeption des Curriculums davon aus, daß die Schule auf die Bewältigung 
von Lebenssituationen und deren Wandel vorbereiten soll, daß diese Vorberei­
tung durch die Vermittlung entsprechender Qualifikationen und Verhaltens­
dispositionen geschieht und die Qualifikationen durch die verschiedenen Ele­
mente des Curriculums vermittelt werden. Allerdings erscheint es dringend er­
forderlich, daß an den Entscheidungen im Bereich der Curricula auch Lehrer, 
Eltern und Schüler beteiligt werden, und Innovationen wie Initiativen von der 
Basis ausgehen, um die Gefahr der Bürokratisierung einzudämmen.

Diese und andere Ansätze zu einer menschlichen Erziehung, die nicht mehr 
ausschließlich im Dienste des Wohlstands steht, macht zugleich ein Phänomen 
deutlich, dem besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte. Unter der 
Hand beginnt hier neben der Bildungsaufgabe als der Vermittlung von Fertig­
keiten für die Lebenserhaltung und Steigerung der Leistungsfähigkeit die Er­
ziehungsaufgabe ans Licht zu treten: Erziehung nicht als Dressur oder Unter­
drückung, sondern als Gestaltung und Formung zur Menschlichkeit durch Ver­
mittlung von Zielen und Werten für die Lebensführung im Wege der Selbst- und 
Mitbestimmung. Zentrale Aufgabe ist dabei der Aufbau von Haltungen, Eigen­
schaften und Tugenden, privaten wie öffentlichen, und die Gewissenserziehung 
als Mittel sozialer und politischer Erneuerung in demokratischem Sinn. Dies 
ist mehr und etwas grundsätzlich Anderes als der in der modernen Soziologie 
und Psychologie gebrauchte Ausdruck „Sozialisation“, der sich auf das Erler­
nen der in der Gesellschaft herrschenden Verhaltensweisen beschränkt. Sozia­
lisation ist ein durch die Gesellschaft, nicht aus erzieherischer Absicht vermit­
telter Lernprozeß. Ihr Schlüsselbegriff ist die Verhaltenserwartung des Men­
schen im Sinne einer bestimmten Rolle, die er in der Gesellschaft spielt.

In einer pluralistischen Gesellschaft wie der unseren läßt sich zwar ein ver­
bindlicher Katalog privater und öffentlicher Eigenschaften und Tugenden nicht 
aufstellen. Angesichts einer Jugend, die Selbstbestimmung im Sinne einer anti- 
autoritären Erziehung mit allen ihren Folgen von Emanzipation, Rücksichts­
losigkeit, Respektlosigkeit vor dem Alter, Intoleranz, Angst, Herrschaftsfreiheit 
und Verlust an Geborgenheit verlangt, gilt das bisherige Ziel, den jungen Men­
schen nach traditionsgeheiligten, gültigen Werten zu erziehen, nur beschränkt. 
Die unkritische Vermittlung überiieferter Normen und Wiederholung von Riten 
wäre eine leicht durchschaubare Ideologie und würde die Jugend nur noch mehr 
entfremden. Seit der Renaissance und der Reformation ist unser Schicksal eine 
pluralistisch geprägte Kultur voll widersprüchlicher Deutungen und relativen 
Werten der Lebensführung. Dennoch bleibt allen diesen Zielen und Werten, 
soweit sie der Wahrheit, der Gerechtigkeit, der Freiheit und der Demokratie 
verptlichtet sind, etwas gemeinsam: die Würde der menschlichen Person in der 
sozialen Gemeinschaft, deren Ausdruck ihre Eigenständigkeit und Selbstbe­
stimmung mit der ihr zugehörigen Verantwortlichkeit ist. Um diesen Wert ran-
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ken sich die anderen verbindlichen Werte, wie sie die Grundrechte als das ethi­
sche Minimum im einzelnen präzisieren. Alle diese Werte sind kraft der Ver­
fassung allgemein verbindlich und aus unserer Zeit auszulegen und weiter zu 
entwickeln. Von dieser Grandlage müßte auch das neue Bildungsziel bestimmt 
werden, wie es im Zwischenbericht der Bund-Länderkommission für Bildungs­
planung von 1971 in etwa geschehen ist. Darin scheint mir auch die entschei­
dende Alternative zur neomarxistischen Ideologie zu liegen, deren Ziel die Er­
ziehung zur Revolution und die Zerstörung des freiheitüchen demokratischen 
Rechtsstaats ist.

Damit wäre mindestens in Grundzügen die Frage nach Inhalt und Form des 
Bildungswesens beantwortet, das den Einzelnen Person werden und offen für 
die Welt sein läßt. Nun bleibt die zweite, eingangs gestellte Frage zu klären, ob 
der Anspruch auf Humanität in einer arbeitsteiligen Industriegesellschaft über­
haupt durchgehalten werden kann. Diese Frage ist keine wissenschaftliche, son­
dern ein Problem der politischen Haltung, der Moral und des Glaubens. Wie 
die Lösung im einzelnen sein muß und gelingen kann, läßt sich rational und 
allgemein nicht ausmachen. Aber die Geschichte bietet ein Beispiel für die 
Selbstbehauptung des Menschen und seines Menschseins. Man bedenke nur, 
daß das Industriezeitalter.mit seinen Vorzügen und Nachteilen und seiner ge­
sellschaftlichen Dynamik ausgelöst worden ist durch ungeheure geistige und 
seelische Wandlungen. Man erinnere sich, daß das Arbeits- wie Berufsethos 
der Neuzeit calvinistischen und pietistischen Ursprungs gewesen ist. Die Auf­
klärung war es schließlich, die den Menschen von mannigfacher geistiger, re­
ligiöser und politischer Unterdrückung befreit hat. Liberale Forderungen nach 
Autonomie und das demokratische Postulat nach Teilnahme am politischen 
Leben haben tiefgreifende Veränderungen bewirkt und die Verkündung der 
Menschenrechte hat die politische und gesellschaftliche Entwicklung in un­
vorstellbarer Weise beeinflußt und geprägt. Sollte in der Gegenwart, die durch 
die Ausdehnung der Energien, der vielfältigen Informationen und Kommuni­
kationen ganz andere Möglichkeiten der Entwicklung hat, sich nicht ein Kul­
turwandel vollziehen lassen, wenn man zugleich bedenkt, daß die Alternati­
ven für menschliche Entscheidungen gewachsen sind. Diese Wahlmöglichkei­
ten müssen vom Einzelnen nur verantwortlich genutzt werden. Es kommt 
darauf an, den rechten Gebrauch davon zu machen, den Mißbrauch zu ver­
hindern und die Möglichkeiten zu verwirklichen, anstatt sich in die Große 
Verweigerang zurückzuziehen. In unsere Hände gelegt ist die Entscheidung 
zwischen den beiden Alternativen: menschenwürdige Gestaltung der Gegen­
wart und Zukunft oder radikale Zerstörung der freiheitüchen Kultur des Men­
schen und seiner Umwelt.

Freilich müssen wir uns immer der Gefahren bewußt bleiben, die von den 
- tiefgreifenden Interessengegensätzen in der industriellen Leistungsgesellschaft 

ausgehen. Auch dürfen wir schöne Worte und allgemeine Bekenntnisse zur Bil-
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dungsreform noch nicht für Realität halten und zwischen Illusion und Resigna- ' 
tion schwanken. All dies wird nur gelingen, wenn wir uns zugleich von dem 
Kreislauf des technischen Fortschritts und des Konsums distanzieren und Werte 
neu- oder wiederentdecken, die von der technischen Lebensbewältigung unab­
hängig sind, mögen sie religiös-christologischer oder rational-humanitärer Art 
sein. -
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Freie Schule zwischen öffentlichem Auftrag 

* und freier Initiative*
Günter Gorschenek

„Wir haben“, so meinte der Tübinger Kirchenrechtler Professor Dr. Johan­
nes Neumann kürzlich mit einem kritischen Blick auf die Hessischen Richt­
linien für den Gesellschaftskundeunterricht, „die Konfessionsschule christli­
cher Prägung abgeschafft, aber wir haben die Konfessionsschule des Staates neu 
geschaffen“. Herbert Wehner, Vorsitzender der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, in dessen Richtung Johannes Neumann anläßlich der von der 
Katholischen Akademie in Bayern am 19./20. Mai 1973 veranstalteten Tagung 
zum Thema „SPD: woher — wohin?“ gesprochen hatte, stimmte dieser Ansicht 
zu und wiederholte: „Wir haben die Konfessionsschule christlicher Prägung 
abgeschafft, aber die staatliche geschaffen.“ Und: „Hier muß wirklich auch bei 
den Sozialdemokraten gelüftet werden und ich gehöre zu denen - ich bin kein 
Katholik und ich würde auch jedem widerraten, wenn er meint, die Katholiken 
dürften ein Sonderrecht haben — aber ich halte es für unmöglich, daß Schul­
politik mit dem Reißbrett gemacht wird und daß dabei gewisse, auch Gewissen 
und kulturelle Entwicklungen auszeichnende Gesichtspunkte mehr und mehr 
verschwinden.“ ... „Eine Schulzwangsjacke ist von jeder Seite aus, wenn sie vor­
her geschneidert und gemacht worden ist, schlimm und ich möchte nicht, daß 
auf diesem Gebiete unser freiheitlich-demokratischer Staat in Wirklichkeit aus 
einer Zwangsjacke in eine andere hineinwächst, sondern die freie Wahl muß 
drin sein.“ Unter der Voraussetzung, daß sich die freien Träger im Bildungs­
wesen nicht alle Unkosten vom Staat zurückerstatten ließen, sondern vor allem 
ihren eigenen Beitrag nicht nur ideell sondern auch materiell zu leisten bereit 
seien, bestätigte Herbert Wehner das Engagement freier Schulträger.

Folgender vor über zwei Jahren verfaßter Vortrag hatte versucht, neben den 
privatschulrechtlichen Voraussetzungen auch Umfang, Größe und Leistung der 
freien Schulen in der Bundesrepublik darzustellen und ihre Entwicklungschan­
cen vor dem Hintergrund des Strukturplans aufzuzeigen. Das hier verwendete • 
empirisch-statistische Material trifft auch heute noch die Situation wie sich 
auch die Kritik der freien Schulen am Strukturplan nicht verändert hat. Im 
groben gleicht auch die privatschulrechtliche Analyse noch der von damals. 
Eine Ausnahme jedoch muß hier genannt werden. Das am 30.11.1972 vom 
Hessischen Landtag verabschiedete und am 1.1.1973 in Kraft getretene neue Pri­
vatschulgesetz hat die Situation der freien Schulen in nahezu optimaler Weise

*) Vortrag am 20. April 1971 vor der Mittwochsgesellschaft in Hannover.
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der in anderen Bundesländern mit gutem privatschulrechtlichem Status ange­
glichen. So übernimmt auch das Land Hessen seit dem 1.1.1973 75 % der an­
fallenden Personalkosten, ab 1.1.1976 80 % an Stelle von jetzt in der Regel 
rund 50 % der Kosten. Es verdient hervorgehoben zu werden, daß Schulen be­
sonderer pädagogischer Prägung Zusatzbeihilfen in Höhe von 15 % erhalten und 
die kreisfreien Städte und die Landkreise den freien Schulträgern jährlich einen 
Beitrag leisten zu den laufenden Unterhaltungskosten im Bereich der sachlichen 
Ausgaben der Schulen. Insofern hat die im folgenden Vortrag geschilderte Hes­
sische Situation einen zwar nur noch rechtshistorischen, aber um nichts weniger 
kulturpolitisch interessanten Wert.

Artikel 7 Abs. IV des Grundgesetzes lautet:
„Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Privatschulen 

als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und unter­
stehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten Schu­
len in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbil­
dung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen und eine 
Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. 
Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung 
der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist.“

Bevor ich mich im Teil I meiner Ausführungen der rechtlichen Ausgangslage 
der Freien Schulen zuwende, vorab noch ein Wort zur Terminologie: das Grund­
gesetz verwendet — wie Sie soeben hören konnten — ausschließlich den Begriff 
der Privatschule. Das hat seine gute historische Begründung nicht zuletzt darin, 
daß im Bewußtsein der Väter des Bonner Grundgesetzes vom 23. Mai 1949 
noch eine Staatsauffassung herrschte, nach der die Veranstaltungen des Staa­
tes dem Allgemeinwohl, der „Öffentlichkeit“ dienten, während Initiativen Ein­
zelner speziellen, exklusiven, sogenannten „privaten“ Interessen gewidmet wa­
ren. Es klingt fast banal, an die ebenso oft erhobene wie unterschiedlich begrün­
dete Behauptung zu erinnern, daß mit dem Wandel öffentlicher Verwaltung 
der Wandel staatlicher Aufgaben untrennbar verbunden war und ist. Bekannt­
lich hat Emst Forsthoff diesen Prozeß als den Übergang von der „Eingriffsver- 
walfung“ zur „Leistungsverwaltung“ beschrieben;

Die inzwischen sowohl durch Bildungsforschung und Bildungsplanung ein­
geleitete Reform der Bildungsinhalte und Bildungsziele als auch der Organisa­
tion und der Verwaltung unseres Bildungswesens hat hier die Gewichte erheb­
lich verschoben. Die Tatsache, daß sich das staatliche Schulwesen zunehmend 
in eine Vielfalt von Typen auflöst, d.h. zu Differenzierung, Einzelinitiative und 
zum Experiment gezwungen wird, ebnet den alten Gegensatz von öffentlichen 
und privaten Schulen nahezu vollkommen ein. Als staatliche Ersatzschule er­
füllt die Privatschule genauso ein öffentliches Bedürfnis wie die staatliche Schu­
le. Sie wird damit — wie es im Strukturplan heißt — Träger öffentlicher Bil-
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dungsaufgaben, sie wird Bestandteil eines allgemeinen und differenzierten Schul­
wesens. So gesehen böte sich als Lösung an, ganz allgemein von öffentlichen . 
Schulen zu sprechen und sie zu unterscheiden in öffentliche Schulen staatlicher 
und nichtstaatlicher, d.h. freier Trägerschaft. Das wäre auch weitgehend .der 
Wunsch und erzielter Konsens der Freien Schulen in der Bundesrepublik, die 
davon ausgehen, daß eben nicht nur „öffentliche Schulen“ öffentliche Bildungs­
aufgaben wahmehmen. Andererseits - so meint die Arbeitsgemeinschaft Freier 
Schulen in ihrer jüngsten Selbstdarstellung — soeben bei Klett erschienen unter 
dem Titel: „Freie Schule — Gesellschaftliche Funktion des Freien Schulwesens 
in der Bundesrepublik Deutschland“ — sei es zweifelhaft, „ob man überhaupt 
noch von privaten Bildungsaufgaben sprechen kann. Die Bezeichnungen „öf­
fentliche“ und „private“ Schulen entsprechen nicht mehr der Wirklichkeit, so 
wie die mühsam aufgerichteten Gebäude des Privatrechts und des öffentlichen 
Rechts in ihrer strengen Geschlossenheit nicht mehr in der Lage sind, ,die sozia­
le Wirklichkeit angemessen zu ordnen*!“. „Die Bezeichnung »öffentlich* “ — so 
die in der Arbeitsgemeinschaft Freier Schulen zusammengeschlossenen Privat­
schulen — „sollte dem gesamten Schulwesen Vorbehalten bleiben; zur Unter­
scheidung der Schulen verschiedener Trägerschaft wären die bisher „öffentli­
chen* Schulen als .Staatsschulen* und die bisher .privaten* Schulen als Freie 
Schulen zu benennen.“ Der hier von der Arbeitsgemeinschaft Freier Schulen 
empfohlenen Nomenklatur — immerhin brauchte die Arbeitsgemeinschaft pri­
vater Schulverbände selbst lange 18 Jahre, um sich so umzubenennen - wollen 
wir hier folgen; durchaus auch in Übereinstimmung mit Hans Heckei, der in 
dem Begriff „Freie Schule“ sicherlich „manche Vorteile, aber doch auch man­
che Bedenklichkeit“ sieht.

In Teil I meines Referats, der sich — wie oben schon angedeutet — vornehm­
lich mit der rechtlichen Verankerung der Freien Schule auseinandergesetzt, sowie 
den sich hieraus ergebenden Problemen, wird notwendigerweise die Subven­
tionsfrage einen ihrer Bedeutung angemessenen Raum einnehmen müssen. Es 
folgt — Teil II — ein Überblick über Bestand und Größenordnungen der Freien 
Schulen in ihrer pädagogischen Situation und Leistung unter besonderer Be­
rücksichtigung der Katholischen Schulen. Ich schließe mit einigen Anmerkun­
gen über das Verhältnis von Freier Schule und Strukturplan, Teil III.

I.

Die „Schule als Gegenstand des Rechts“ - um mit Hans Heckei fortzufah­
ren — ist „die institutionalisierte Form jener menschlichen Grundbeziehung, 
die zwischen Lehrer und Schüler besteht und mit dem Begriffspaar Unterricht 
und Erziehung bündig umschrieben wird. Wenn eine solche Grundbeziehung 
des menschlichen Daseins von der Rechtsordnung erfaßt, objektiviert und damit
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ihrer Ursprünglichkeit beraubt wird, regt sich ein Unbehagen. Das Gefühl wehrt 
sich dagegen, höchstpersönliche Beziehungen wie die der Eltern zum Kind, des 
Arztes zum Patienten, des Lehrers zum Schüler der staatlich gesetzten Rechts­
ordnung einzuordnen.“

Auch die durch ihre große Affinität zur Freiheit charakterisierte Freie Schu­
le ist Teil dieser Rechtsordnung. Die ihr von der Verfassung in oben ausführ­
lich zitiertem Artikel 7 Abs. IV GG zugedachte minderheitschützende Funktion 
macht sie gerade zu einem besonders interessanten Fall des Schulrechts. Indem 
die Freie Schule ihre politische wie rechtliche Rechtfertigung in der Gegenpo­
sition zur staatlichen Schule findet, ihr unterrichtliches und erzieherisches Wir­
ken also nach eigenen Gesichtspunkten ausrichtet, ist sie sogar - nicht zuletzt 
aus einer gewissen Schutzbedürftigkeit des verfassungsmäßig garantierten Grund­
rechts freier Initiative — sehr stark an Recht und Gesetz gebunden. Global und 
mit dem pragmatischen Ausdruck umschrieben ordnet sich das Recht der Frei­
en Schule im Privatschulrecht. Wie die staatliche Schule ist auch die Freie 
Schule an der Idee der Rechtsstaatlichkeit orientiert und übt Einsicht in die 
Notwendigkeit, Schule — und damit auch Schulverwaltung und Schulauf­
sicht
fassung zu sehen. Als nicht-öffentliche Bildungs- und Erziehungseinrich­
tung bietet sie eine Alternative zur staatlichen Erziehung, in die der Bürger aus- 
weichen kann, wenn er dem staats-kommunalen Bildungsprogramm nicht folgen 
will. Sie schafft somit Raum für die Interessen der Eltern, die ihren Kindern 
eine Erziehung und Ausbildung zukommen lassen wollen, die dem Interesse 
des Staates an einheitlicher Erziehung in dem von ihm gewünschten Geist zu­
widerläuft, d.h. sie ermöglicht den Eltern eine Erziehung und Unterrichtung 
ihrer Kinder nach ihrem Vorstellungsbild, das nicht unbedingt dem der Mehr­
heit des Volkes entspricht. Die Freie Schule schafft somit die Voraussetzungen 
für eine Lösung des Spannungsverhältnisses zwischen dem Individuum einer­
seits und dem Staat andererseits in seiner freiheitlich demokratischen Grund­
ordnung mit seinen Berührungspunkten in den Artikeln 4 Abs. I (Glaubens-, 
Gewissens- und Bekenntnisfreiheit), 6 Abs. II (Elternrecht) und dem erwähnten 
Artikel 7 Abs. IV GG, der seinem Inhalt nach aus dem Artikel 142 der Weima­
rer Reichsverfassung von 1919 übernommen ist. So enthält Artikel 7 Abs. IV 
GG eine klare Absage an ein staatliches Schulmonopol und eröffnet die Mög­
lichkeit für die Eltern, sich in dem, was ihre Kinder an Schulbildung erhalten 
sollen, nicht ausweglos dem Willen der im Staate herrschenden Mehrheit beugen 
zu müssen und schafft — um mit Willi Geiger zu reden — ,,ein notwendiges Ge­
gengewicht gegen eine Entwicklung, die das staatliche Schulwesen zur sozialen 
Drehscheibe macht, auf der jeder Heranwachsende entsprechend Plan und Aus­
lese schließlich auf dem ihm zugewiesenen Platz innerhalb der Gesellschaft lan­
det.“ Nach Willi Geiger ist die Freie Schule „ein notwendiger Bestandteil eines 
modernen, offenen Schulwesens“, ja „mehr noch: Die Freie Schule ist ein kon-

im Sinne der freiheitlich demokratischen Grundordnung der Ver-

20



stitutives Element einer freiheitlichen Ordnung, soweit sie sich auf schulische 
Erziehung, Ausbildung und Bildung bezieht.“

Das effektive oder gesetzliche Erziehungsmonopol des Staates oder wie es 
Hellmut Becker ausgedrückt hat: die „verwaltete Schule“ stößt heute - nicht 
zuletzt unter dem Aspekt des von Max Horkheimer prognostizierten „Über­
gangs zur durchorganisierten automatischen Gesellschaft“, zur total „verwalte­
ten Welt“ — immer mehr auf Skepsis und offene Abwehr. Um — nur als Streif­
licht aus der Schweiz — kurz einzublenden:

„Ohne volle und reale Freiheit“ — so Friedrich Salzmann / Bern — „des Lehrens 
und Lernens kann auch das demokratische Erziehungsmonopol nur eine Frucht zum 
Reifen bringen: das geistige Verharren im Bestehenden. Wo aber die konservierenden 
Faktoren die volle Staatsmacht auch im geistigen Meinungsstreit auf ihrer Seite ha­
ben, da kann das politische und kulturelle Leben sich nicht weiterentwickeln. Muß 
es denn nicht auffallen, daß in der Geschichte zwei Entwicklungen parallel laufen, 
die sich eigentlich ausschließen sollten, nämlich die Verfeinerung und Verallgemei­
nerung des Bildungswesens einerseits und die immer größer werdende Macht der 
staatlichen Obrigkeit andererseits? “

Aber bleiben wir im eigenen Land. Der Bund hat im gesamten Schulwesen 
heute noch keine Sachkompetenz. Wie das Schulrecht im Allgemeinen, so ist 
auch das Recht der Freien Schule Landesrecht, das freilich an die in Artikel 7 
Abs. IV GG beschriebenen Grundlagen gebunden ist. Der in Artikel 31 GG ver­
ankerte Verfassungsgrundsatz „Bundesrecht bricht Landesrecht“ schützt die An­
erkennung der Freien Schule in Artikel 7 und die für die Gesetzgebung und Ver­
waltung der Länder verbindlichen Rechtsnormen. Grundsätzlich überträgt sich 
also das in Artikel 7 Abs. IV Satz 1 GG gegen den Staat gerichtete Abwehrrecht 
gegen ein ausschließliches öffentliches Schulwesen mit dem Inhalt, daß nicht 
nur das Recht zur Errichtung, sondern auch zur Fortführung und zum Bestand 
der Freien Schule gewährleistet wird, auf die Bundesländer. Auf Beschluß der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder gibt es seit dem 10./11. 
August 1951 eine „Vereinbarung der Unterrichtsverwaltungen der Länder über 
das Privatschulwesen“. Zwar hat dieses Übereinkommen der Länder hinsicht­
lich der Freien Schule keine direkte rechtliche Wirkung: es hindert die einzel­
nen Landesparlamente nicht, ein von der Vereinbarung abweichendes Schul­
recht zu schaffen. Doch wird diese Ländervereinbarung nicht selten als eine 
Art offiziellen „Kurzkommentars“ zu Artikel 7 des Grundgesetzes verstanden. 
Sie ermöglichte überdies in vielen Fällen eine bestimmte Homogenität in der 
Nomenklatur der Privatschulgesetze einzelner Bundesländer. So finden sich im 
Freien Schulrecht der Länder nicht selten entsprechende, größtenteils wörtlich 
gleichlautende Bestimmungen, so daß sich die gesetzlichen Regelungen für die 
Schulen in Freier Trägerschaft, die nach 1945 entstanden sind, in vielerlei Hin­
sicht gleichen. In wichtigen Punkten aber weichen sie auch voneinander ab. 
„Im ganzen“ — so wortwörtlich Hans Heckei — „ist seit der Ländervereinbarung
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1951 eine positive Fortentwicklung des Privatschülrechts zu verzeichnen; die 
Länder gleichen sich, allmählich einander an, wenn auch Rückschläge und Stag­
nationen in jenen Ländern zu verzeichnen sind, in denen die Privatschule nicht 
allzu gern gesehen wird; in der negativen Haltung zur Privatschule ist vor allem 
,Hessen vorn4.“

Dieser ironische Seitenhieb kommt nicht von ungefähr. Um einen Blick auf 
die Subventionsfrage vorauszuwerfen: In der Tat subventioniert aufgrund seines 
Privatschulgesetzes vom 27.4.1953 in der Fassung vom 28.6.1961 (GVB1. S. 99 
- PSCHG) das Land Hessen die Freien Schulen nur zu 50 % in ihren Personal­
kosten, während z.B. die Länder Baden-Württemberg und Niedersachsen hierbei 
bis zu 90 % übernehmen. Nordrhein-Westfalen subventioniert 85 %, in beson­
deren Fällen sogar bis 98 % — und zwar des gesamten Fehlbetrags. In Bayern 
erreichen die Freien Schulen 80 % Rückerstattung, im Saarland ist es etwas 
weniger, Bremen zahlt 75 %. Um wieder auf Hessen zu kommen und die vom 
kulturpolitischen Schlagwort der „Chancenungleichheit“ der Freien Schulträger 
apostrophierte Situation der Freien Schulen dort: Immerhin hat das Bundes­
verwaltungsgericht in seinem Urteil vom 30. August 1968 VII C. 9.68 (vgl. 
DÖV Heft 11/1969, S. 395 f.) verfassungsrechtliche Bedenken gegen die der­
zeitige privatschulrechtliche Lage in Hessen angemeldet. Es führt dort aus:

„Ist § 1 PSCHFG so zu verstehen, stößt dieses Gesetz ... auf verfassungsrechtliche 
Bedenken. Es verstößt, wenn der Anspruch auf staatliche Hilfe auch für private Er­
satzschulen von den Voraussetzungen des im § 1 PSCHFG, insbesondere von der 
Anerkennung der Gemeinnützigkeit im Sinne des Steuerrechts abhängig gemacht ist, 
gegen Artikel 7 Abs. IV GG.“

Wiederholt fiel bislang das Wort von der Ersatzschule in bezug auf die Freie 
Schule. Die Differenzierung der Freien Schule nach Ersatz- und Ergänzungs­
schulen ist allen Ländern gemeinsam. Unter die Rubrik Ersatzschule fällt in 
der Regel die Schule, „die ihrem Wesen nach in die von der öffentlichen Schule 
her geprägte Gesamtkonzeption des Schulwesens hineinpaßt, ohne daß die öf­
fentliche Schule bereits bestehen müßte; es genügt, wenn die Privatschule im 
planmäßigen System des Schulwesens des Landes als grundsätzlich mitgedacht 
angesehen werden kann“. (Hans Heckei, Privatschulrecht, Anm. 34) Schulen, 
die nicht in oben definiertem Sinn unter die Gruppe der Ersatzschulen fallen, 
werden Ergänzungsschulen genannt. Da diese Schulen in der Regel andere Lehr- 
und Erziehungsziele haben, sowie ganz andere Lehrgegenstände oder eine völlig 
anders geartete Struktur als die bestehenden oder geplanten staatlichen Schulen 
aufweisen, fallen sie aus der gesetzlichen Schulkonzeption des Landes heraus. 
Die harte Bedingung weitgehender Gleichwertigkeit der Freien mit der staat­
lichen Schule beläßt die Ergänzungsschule — meistens ohne finanzielle Beteili­
gung des Staates — in ihrer unterprivilegierten Form. Gerade hier zeigt sich sehr 
deutlich die Diskrepanz zwischen öffentlicher Aufgabe und öffentlicher Aner­
kennung der Freien Schulen. Es ist zu beklagen, daß die Ständige Rechtspre-
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chung diese Situation bislang weitgehend unberücksichtigt ließ. In dem Leit­
satz aus einem Urteil des BVerwG vom 4.7.1969, VIIC. 28.68 (OVG Nieder- 
sachsen-Schleswig-Holstein, Lüneburg) heißt es hierzu:

„Nicht in einer im Grundgesetz nicht geforderten wirtschaftlichen Gleichstellung 
öffentlicher und privater Schulen, sondern in der verfassungsrechtlich gewährleiste­
ten Einrichtung der Privatschulen und ihrer in Gestalt der Ersatzschulen bedeutsa­
men und den Staat in seiner Bildungsaufgabe unterstützenden und entlastenden Teil­
nahme am öffentlichen Bildungswesen liegt der innere Grund dafür, daß der Staat 
einer Ersatzschule gegebenenfalls wirtschaftliche Hilfe leisten muß, um sie im In­
teresse des öffentlichen Bildungswesens zu erhalten. Das gilt in jedem Falle, und 

. dieser allgemeine Anspruch des Trägers einer Ersatzschule kann nicht dadurch ent­
wertet werden, daß im Einzelfall eine übermächtige staatliche Konkurrenz in Gestalt 
öffentlicher Schulen nachgewiesen werden müsse.“

Diese wohlwollende Anerkennung hinsichtlich der pädagogischen Leistung 
der Freien Schule als Ersatzschule heißt jedoch nicht, daß sie nicht in jener 

Zwangsjacke staatlicher Normierung“ stecke, die Georg Picht jüngst beschwo­
ren hat. Grundsätzlich bedürfen die Ersatzschulen zu ihrer Errichtung der staat­
lichen Genehmigung, die unter bestimmten Voraussetzungen zu erteilen oder 
zu versagen ist. Die Regelung hierbei ist recht unterschiedlich. In Nordrhein- 
Westfalen ist bereits in der Genehmigung die Anerkennung enthalten. Dem 
meist üblichen Genehmigungsverfahren entspricht hier die sogenannte vorläu­
fige Erlaubnis. In den meisten Fällen erschwert jedoch eine Schul-Bürokratie 
die freie Initiative bei der Gründung und Fortentwicklung von Freien Schulen 
vor allem dort, wo sie sich heute noch in einer ungebrochenen Tradition obrig­
keitsstaatlichen Denkens befindet. Abgesehen einmal von den unterschiedlichen 
— in vielen Fällen entweder überhaupt nicht vorhandenen oder objektiv nicht 
zu verwirklichenden Startchancen Freier Schulen — es ist immer letztlich der 
Staat, der entscheidet, ob und in welchem Maße sich die Ersatzschule bewährt 
hat und ob sie die Gewähr dafür bietet, auch weiterhin die an gleichartige oder 
verwandte öffentliche Schulen gestellten Anforderungen zu erfüllen. Hier wird 
deutlich, da& funktionsfähige Freie Schulen eben mehr brauchen als die ver­
fassungsrechtliche Gewährleistung, daß Schulen in Freier Trägerschaft errichtet 
und betrieben werden dürfen. Am Beispiel des Anzeige-, Genehmigungs- und 
Anerkennungsverfahrens der Ersatz- und Ergänzungsschulen tritt die Abhängig­
keit der Freien Schule von der staatlichen Bildungsorganisation besonders krass 
hervor. Dabei stellt sich die Unterteilung der Freien Schulen in Ersatz- und in 
Ergänzungsschulen mehr und mehr in Widerspruch zu der heutigen Schulwirk­
lichkeit. Bei wachsender Differenzierung der einzelnen Schultypen im staat­
lichen wie im Freien Bildungswesen und unter den einzelnen Bundesländern 
wird eine klare Unterscheidbarkeit immer schwieriger. Geradezu paradox wirkt 
die Situation dort, wo der gleiche Schultyp in dem einen Land Ersatz^, im an­
deren Ergänzungsschule ist, in dem einen anerkannt, im anderen genehmigt. 
Hier stellt sich mit Nachdruck die Frage, ob der Akt staatlicher Anerkennung
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oder Genehmigung, so wie er sich auf unterschiedlichste Weise von Land zu 
Land m Schulrecht gestaltet hat, eine legitime Maxime liefert, um Freie Schu­
len überhaupt und gerade auf solche Art verschieden zu behandeln. Jedenfalls 
nimmt sich die hier geübte Praxis augenscheinlich schon so aus, daß sich diese 
Regelung für die eine Schule privilegierend, für die andere diskriminierend aus­
wirkt. Hans-Ullrich Gallwas hat dies sehr deutlich an der Situation der Freien 
Schulen in Bayern aufgewiesen:

„Wirft man einen Blick auf die Normen des bayerischen Schulrechts, die das Ver­
hältnis zwischen Privatschulwesen und öffentlichem Ausbildungswesen regeln, so 
stößt man auf Anhieb auf die Tendenz, staatlich anerkannte Ersatzschulen durch 
Gleichstellung mit den öffentlichen Schulen gegenüber anderen Privatschulen zu 
bevorzugen. Um nur einiges zu nennen: Die staatliche Anerkennung begründet ein 
Recht der Schule, Zeugnisse zu erteilen, die die gleiche Berechtigung verleihen wie 
Zeugnisse der öffentlichen Schulen. Hingegen müssen Schüler anderer Ersatzschulen 
besondere staatliche Prüfungen ablegen, um die entsprechenden Qualifikationen zu 
erwerben. Staatlich anerkannten Gymnasien und Realschulen werden ohne weiteres 
Betriebszuschüsse, Ausgleichsbeträge, Versorgungszuschüsse usw. nach dem Privat­
schulleistungsgesetz gewährt, während andere höhere Privatschulen nur dann Zu­
schüsse erhalten, wenn sie aufgrund ihrer pädagogischen Leistung in den Kreis der 
begünstigten Schulträger einbezogen werden; ist der Schulträger eine natürliche Per­
son, dann werden für die Schule überhaupt keine Leistungen gewährt. Überdurch­
schnittlich begabte Schüler staatlich anerkannter Schulen haben einen Rechtsan- 
spruch auf Ausbildungsbeihüfen nach dem Begabtenförderungsgesetz. Die Schüler 
anderer Privatschulen können nur nach Maßgabe der im Haushalt bereitgestellten 
Mittel gefördert werden.“

Der bislang im wesentlichen unter einer Reihe rechtlicher Aspekte dargebo­
tene Abriß über die Freie Schule hat vielleicht den Blick dafür eingeengt, daß 
der hier gewonnene Begriff der Freien Schule keineswegs allein als Terminus 
jener Schule erscheinen kann, in der die Bildungsinhalte von dem nichtstaat­
lichen Schulträger bestimmt werden. Wenn die Freie Schule heute — wie schon 
in ihrer begrifflichen Entwicklung von der „Privatschule“ zur „Freien Schule“ 
deutlich wird — vor dem vollzogenen Wandel ihres Selbstverständnisses steht 
und sich dadurch plötzlich an einem anderen Standort als früher im gesamten 
Schulwesen wiederfindet, dann stellt sich eine neue Frage; die Frage nach der 
Freien Schule in ihrer soziologisch und schulfachlich äußert differenzierten 
Erscheinungsform, die weit über den Rechtsbegriff „Freie Schule“ hinausweist. 
In seiner Arbeit über die „Aufsicht über Privatschulen“ hat Klaus Becker diese 
Perspektive der Freien Schule an Hand von vier wichtigen Unterscheidungen 
erhellt: der Freien Schule vor, neben, anstelle und jenseits der Staatlichen Schu­
le.

Zur Verdeutlichung sei nochmals hervorgehoben: dem Block der Staatsschule 
steht nicht etwa die geschlossene Front der Freien Schulen gegenüber, sondern 
eine Vielfalt von Schulgmppen und einzelner Schulen, die aufgrund ihres unter-
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schiedlichen Rollenverhältnisses ein sehr verschiedenes Verhältnis zu ihrer Eigen­
schaft als Freie Schule haben. Schon Beckers erste Gruppe, die Freie Schule 
vor der öffentlichen Schule, unterstreicht diese Feststellung:

„Überall da, wo sachlich für eine bestimmte Schulart oder wo örtlich an einem 
Ort oder in einem Bezirk sich die öffentlichen Gebietskörperschaften der Einrich­
tung und Unterhaltung einer öffentlichen Schule noch nicht angenommen haben, 
werden private Träger veranlaßt-, die Lücke auszufüllen und die gewünschte Schule 
zu gründen. Diese Privatschulen sind meist Vorläufer für später folgende öffentliche 
Schulen gleicher Schulart.“

Hierher gehören viele Freie kirchliche Schulen: höhere, berufsbildende und 
Volksschulen in karitativen Anstalten, wie beispielsweise logopädische und 
psychagogische Ausbildungsstätten in freier Trägerschaft, nach deren Modell 
der Staat oft erst sehr viel später initiativ geworden ist. Katholischerseits wären 
neben der Entfaltung dieser heilpädagogischen Schulen und Einrichtungen auch 
noch die vielbeachteten Schulen zur Entwicklung der Frauenbilduhg zu nennen 
sowie die eigene species derer zur Ausschöpfung der Begabungsreserven auf 
dem Land. „Es ist erstaunlich“ — so Josef Homeyer — „wie bereits im vorigen 
Jahrhundert die durch Initiative katholischer Gemeinden, katholischer Lehrer 
und Priester in überraschend großer Zahl begründeten Rektoratsschulen den 
Zugang zum Gymnasium ermöglicht haben. Diese subsidiäre Aufgabe wird auch 
in Zukunft gelöst werden müssen.“ (in: Katholische Schule von morgen, S. 78)

Kommen wir zur Freien Schule neben der öffentlichen Schule:
„Andere Gruppen von Privatschulen sind Begleiter der öffentlichen Schulen und 

bestehen nicht nur praktisch, sondern sogar begrifflich neben ihr, da sie sie voraus­
setzen. Hier kommt in besonderem Maße der Zweck der grundsätzlichen Garantie 
der Privatschulfreiheit, andersartige Schulen zuzulassen, um einen echt pädagogischen 
Wettbewerb zu entfachen, zum Ausdruck. Bei den Erörterungen im Parlamentari­
schen Rat wurde die Notwendigkeit und die Fruchtbarkeit pädagogischer Experi­
mente betont. Um der Schulen besonderer Prägung willen (erwähnt wurden die Wal­
dorfschulen) wurde den Privatschulen im Artikel 7 Abs. IV GG eine starke Rechts­
position eingeräumt. Der Parlamentarische Rat versuchte die Erstarkung solcher 
Privatschulen zu verhindern, die ohne schulreformerische Ambitionen aus rein er­
werbswirtschaftlichen Gründen schwachen Schülern zum Abitur verhelfen, indem 
er in Artikel 7 Abs. IV Satz 3 GG die Sonderung der Schüler nach den Besitzverhält­
nissen der Eltern untersagt.“

Die Funktion der Freien Schule tritt hier wohl am deutlichsten zutage. Defi­
niert als eine Schule, die vom Gesetzgeber her „das öffentliche Schulwesen be­
reichern und durch besondere Formen des Unterrichts und der Erziehung för­
dern“ soll, ist sie die Sonderform gegenüber der staatlichen Schule als Regel­
form. Ihre Existenzberechtigung leitet sich also von der in dieser Schule imma­
nent enthaltenen Kritik an der Unzulänglichkeit der öffentlichen Schule ab. 
Die Landerziehungsheime von Hermann Lietz und Gustav Wyneken und die 
Waldorfschulen Rudolf Steiners schufen in ihren Reformkonzepten diese Alter-
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nativformen zur staatlichen Schule. Die Freie Schule neben der öffentlichen 
Schule sieht also im Kern ihre Funktion in der Übernahme von Bildungsauf­
gaben,die der Staat nicht ausreichend oder gar nicht berücksichtigt, weil er dies 
nicht kann oder will. (In diesem Zusammenhang sei auf die von Margret Brügger 
geleitete Sanatoriumsschule in Wangen aufmerksam gemacht, eine Freie katho­
lische Schule, deren Trägerschaft der Caritasverband übernommen hat (vgl. 
hierzu „Katholische Freie Schule“ —KFS— Nr. 77/78 — 8. Jg. 5/1970, hrsg. 
von der Kirchlichen Zentrale für Katholische Freie Schulen). Wie ich es ein­
gangs schon für Artikel 7 Abs. IV GG versucht habe, darf ich auch für den 
Absatz V des Artikels 7 GG ihre Aufmerksamkeit erbitten; er lautet:

„Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung ein 
besonderes pädagogisches Interesse anerkennt oder auf Antrag von Erziehungsberech­
tigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis- und Weltanschauungsschule 
errichtet werden soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art in der Gemeinde 
nicht besteht.“

Der hier umschriebene Schultyp ist die Freie Schule anstelle der öffentlichen Schu­
le. Sie ist als dritte Kategorie freier Schulen „für solche Schüler und Eltern bestimmt, 
die die öffentliche Schule aus Gründen der Gesinnung, Überzeugung und Weltan­
schauung ablehnen. Bei der konfessionell und politisch pluralistischen Struktur der 
BRD liegt diese Möglichkeit im Interesse der verschiedenen Gruppen. Gerade Artikel 
7 Abs. V GG macht dieses Recht auf Errichtung bzw. Besuch der der eigenen Welt­
anschauung entsprechenden Privatschulen deutlich. Der Grundsatz, daß alle jungen 
Menschen in der Grundschulzeit eine für alle gemeinsame Schule besuchen sollen, 
wird zugunsten religiöser und weltanschaulicher Überzeugungen durchbrochen. Zu 
dieser Gruppe von Schulen, die anstelle der öffentlichen Schule gewählt wird, zählen 
vornehmlich die konfessionellen Privatschulen, die Landerziehungsheime und teilwei­
se auch die Rudolf Steiner Schulen. Diese Schulen sind nicht Notbehelf für fehlende 
oder nicht zugängliche öffentliche Schulen, im Gegenteil wird hier die öffentliche 
Schule als Einrichtung überhaupt oder in einer bestehenden Gestalt abgelehnt oder 
ersetzt“.

Von dieser Grundlage her verläßt die Freie Schule die Sphäre des staatlich 
bestimmten Schulwesens ganz. Indem sie die Rolle einer bloß subsidiären Ein­
richtung aufgibt, wird sie zu einer selbständigen Größe einer freiheitlich orien­
tierten Gesellschaft: „Sie ist in einem letzten, umfassenden und nun nicht mehr 
in der Subsidiarität verharrenden Verständnis von Privatschule die ausgeprägte 
Verkörperung der Freiheit im öffentlichen Bildungswesen.“ (Freie Schule, 
a.a.O. S. 20)

Schließen wir die Aufzählung mit der Freien Schule als einer Schule jenseits 
der öffentlichen Schule. Sie setzt sich die Aufgabe, „die öffentliche Schule, 
mindestens in ihrer bestehenden Form, zu überwinden durch die besondere 
Gestaltung von Unterricht und Erziehung, wie sie in öffentlichen Schulen nicht 
möglich ist. An die Stelle der „verwalteten“ Schule tritt die Schule mit größe­
rer geistiger und pädagogischer Beweglichkeit, die das größtmögliche Maß an
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innerer, pädagogischer und geistiger Gestaltungsfreiheit und Anpassungsfähig­
keit aufweist“.

Die „Friedensschule“ in Münster und die „Oberschwabenschule“ in Ravens­
burg-Weingarten als integrierte Gesamtschulen in katholischer Freier Träg'er- 
schaft versuchen in ihren Reformmodellen diesem Ziel nachzustreben. Hier 
geht es nicht darum, die staatliche Schule durch die Freie Schule zu ersetzen. 
Es geht darum, unser gesamtes Bildungssystem offenzuhalten für eine Erzie­
hung zu selbstverantwortlichen Menschen.

Bevor wir auf einige Punkte der Subventionsfrage kommen, seien noch die 
sich aus Artikel 7 Abs. IV GG herleitenden spezifischen Freiheitsrechte der 
Freien Schule erwähnt: Es sind dies, wie bereits mehrfach angeklungen, das 
Recht dzr freien Ausgestaltung der Schule, das Recht der freien Lehrerwahl 
und das Recht der freien Schülerwahl. Gerade der Aspekt der freien Lehrer­
und Schülerwahl führt uns aber wieder auf die wirtschaftlichen Fragen zurück, 
speziell also zum Thema: Subventionierung der Freien Schulen. Die Argumen­
tation verläuft hier in negativer wie in positiver Sicht. Der Negativkatalog führt 
an, daß der Staat sein öffentliches Schulwesen jedem anbiete. Wer außerhalb 
des staatlichen Angebots Sonderwünsche befriedigt sehen wolle, möge dafür auch 
finanziell aufkommen. Zum Zweiten wird aus dem sehr ernst zu nehmenden 
Grund der Bewahrung der Freiheit der Freien Schulen die öffentliche Subven­
tionierung gänzlich verneint. Der Positivkatalog führt hingegen ins Feld, daß 
die Freiheit der Freien Schule heute nur mit Hilfe staatlicher Unterstützung 
zu verwirklichen sei; eben, um „Plutokratenschulen“, „Quetschen“ oder „Stan­
desschulen“ auszuschalten in sorgsamer Beachtung des Verbots des Grundge­
setzes, eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern vor­
zunehmen. Ferner spare der Staat die Kosten für den Schüler, der die Freie 
Schule besucht. Es sei daher nur billig, wenn der Staat den Freien Schulen diese 
Ersparnis vergütet. Daneben sind Schulen, die zum Teil noch hohe Schulgelder 
zu nehmen gezwungen sind, weder existenz- noch konkurrenzfähig.

II.

Trotz so mancher „materieller Baisse“ bilden die Freien Schulen in der Bun­
desrepublik — so Georg Picht — „durch den Reichtum ihrer Motivationen und 
Erfahrungen, durch ihre erzieherischen Gehalte und durch die Vielfalt ihrer 
Formen einen nicht wegzudenkenden Bestandteil des deutschen Bildungswe­
sens“. An einigen quantitativen wie qualitativen Merkmalen der Freien Schulen 
soll im Folgenden etwas über ihren Bestand und ihre Differenzierung sowie ihre 
Leistung und Funktion im gesamten Schulwesen gesagt werden.

Auf dem ersten katholischen Privatschulkongreß in Würzburg vom 27. bis 
29. Dezember 1926, auf dem Matthias Lichius eines der Hauptreferate hielt.
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leitete er sein Thema „Die deutschen privaten katholischen Schulen“ wie folgt 
ein: „Eine vollständige und zugleich ausßhrliche Übersicht über alle deutschen 
privaten katholischen Schulen liegt bis heute nicht vor.“ — Der Satz könnte 
heute noch bedenkenlos auf die Situation der Katholischen Freien Schulen 
im besonderen wie allgemein auf die Freien Schulen insgesamt übertragen 
werden. Die Selbstdarstellung der Freien Schulen nach Zahl und „Gewicht“ 
im Proporz zum Gesamtschulwesen war schon immer ihr schwächster Punkt. 
Diese Schwierigkeit resultiert nicht zuletzt aus der starken Differenziertheit 
der Freien Schulen in ihrer weitgehenden Unvergleichbarkeit mit den staat­
lichen.

Für den katholischen Bereich der Freien Schulen kann ich hier jedoch - er­
freulicherweise — eine Einschränkung machen. Die Kirchliche Zentrale für Ka­
tholische Freie Schulen in Köln hat erstmals nach dem II. Weltkrieg aufgrund 
einer umfangreichen Erhebung eine infrastrukturelle Analyse über ihre Schulen 
in Angriff genommen, die in einem vorläufigen Ergebnis vorliegt. Die hierbei 
erfaßten Katholischen Freien Schulen bilden etwa 50 % der insgesamt rund 
2000 Freien Schulen in der Bundesrepublik. Auf die hier ermittelten absoluten 
Zahlen komme ich bald zurück.

Zunächst global ein Blick auf den 'Bereich der Freien Schule in seiner Rela­
tion zum staatlichen Schulwesen. Bekanntlich hat die Freie Schule im Bereich 
der Pflichtschule in Deutschland niemals eine große Rolle gespielt. Die Zahl 
der Schüler in Freien Volksschulen betrug seit jeher nie mehr als 2 %. Dieser 
Anteil wird im katholischen Bereich in den nächsten Jahren — und zwar vor 
allem hier im Primarbereich - ein wenig ansteigen. Ich darf nur auf die große 
Zahl von Neugründungen Katholischer Freier Grundschulen aufgrund des soge­
nannten „Aschermittwochgesetzes“ vom 8.2.1967 für Südwürttemberg-Hohen- 
zollem erinnern, wie auch an das Privatschulgesetz von Rheinland-Pfalz in der 
Fassung vom 15.7.1970. In beiden Gesetzen ist eine optimale materielle Siche­
rung der Freien Schulen mit sehr guter Startposition gegeben. Die auf dieser 
Grundlage ins Leben gerufenen Schulen des Katholischen Schulwerks Baden- 
Württemberg honorieren dies nicht zuletzt mit echtem Reformeifer in ihren 
modellartigen pädagogischen Leistungen. Die Freien Sonderschulen — nahezu 
alle in kirchlicher Trägerschaft — beschulen etwa 8 % der Sonderschüler. Im 
Jahre 1955 waren es noch etwa 17 %. Die Zahl der Schüler in Freien Berufs­
schulen - meist Werkschulen großer Unternehmen — kam nie über 1 % hinaus. 
Mit den Schülern Freier Berufsschulen belief sich die Zahl im Jahre 1965 ein­
mal auf 3,5 %, während die Zahl der Fachschulbesucher im gleichen Jahr im­
merhin 32,5 % betrug. Wie sie sich vor allem auch im Zahlenbild der katholi­
schen berufsbildenden Schulen darstellten, kommt diesen Schulen im Freien 
Schulwesen große Bedeutung zu. Gleichmäßig auf 10 % hat sich die Jahre über 
der Anteil der Freien Schulen in der Real- und Gymnasialschulbildung gehal­
ten. Die in Teil I schon skizzierte unterschiedliche rechtliche Lage der Freien

28



Schulen ist in erster Linie der Grund dafür, daß sich dieses Bild in den einzel­
nen Bundesländern erheblich verschiebt. Ein echtes Spiegelbild dieser Situa­
tion bieten auch die absoluten Zahlen der Katholischen Freien Schulen 1970 
in der Bundesrepublik:

64 katholische Grund- und Hauptschulen in freier Trägerschaft mit rund 
12 226 Schülern

496 berufsbildende Schulen mit 27 808 Schülern 
.148 Realschulen mit 46 197 Schülern 
231 Gymnasien mit 102 449 Schülern 
70 Sonderschulen mit 6 125 Schülern.
In den 1012 Katholischen Freien Schulen im ganzen Bundesgebiet und West­

berlin wurden im Jahre 1970 rund 200 000 Schüler unterrichtet.
Ebenso unterschiedlich wie die Träger einer Katholischen Freien Schule: 

Diözese, Orden, Elternvereinigung etc. ist ihr Selbstverständnis. Doch hat sich 
aus ihrer Tradition ein gemeinsames Fundament für ihre Beweggründe ergeben:
— der Dienst am Menschen und an der Gesellschaft,
— der Dienst an den sozial Benachteiligten und Behinderten,
— der Hilfsdienst gegenüber dem Menschen,
— die Sorge um den Nachwuchs für kirchliche Berufe.

Wie die von Katholiken gestalteten Schulen, so zielen auch die anderen Schu­
len in freier Trägerschaft darauf ab, durch ihre Existenz jeglicher Monopolisie­
rung und auch den Tendenzen irgendwelcher Ideologisierung im Bildungswesen 
entgegenzuwirken. Prägnant erfahren wir diese Einstellung an den 30 Freien 
Waldorfschulen mit ihren rund 15 400 Schülern. In ihrer Anlage als Gesamt­
schule und mit dem Impuls, eine allgemeine Menschenbildung in der modernen 
Gesellschaft zu bewirken, werben sie ständig für den Gedanken ihres Grün­
ders Rudolf Steiner, daß „die Schule und das Erziehungswesen innerhalb des 
sozialen Organismus auf den Boden ihrer Selbstverwaltung gestellt werden“. 
Eine andere Gruppe Freier Schulen, die — wie die Waldorfschulen — von 
vornherein allen Konfessionen und Geistesrichtungen offenstand, ist die Grup­
pe der Landerziehungsheime. Nach einem kritischen Wort von Gustav Wyneken
— neben Hermann Lietz einer der „großen Gründer“ dieser Internatsschulen — 
ist das Charakteristische der Landerziehungsheime, „daß sie keine eigentliche 
Idee verkörpern, sondern zufälligen Zeitumständen ihre Entstehung verdan­
ken“. Rund 20 an der Zahl, stehen sie neben den im Verband Deutscher Privat­
schulen e. V. (VDP) zusammengeschlossenen Trägern privater deutscher Unter­
richts- und Erziehungseinrichtungen. Zu seinem Selbstverständnis sei hier zitiert:

„Der Verband ist politisch, weltanschaulich und konfessionell neutral. Die Zuge­
hörigkeit zu ihm ist freiwillig. Dem VDP gehören mehr als 300 Träger von allgemein- 
bildenden und berufsbildenden Schulen, von Einrichtungen der Vorschulerziehung 
sowie von Institutionen der Erwachsenenbildung und des Hochschulbereichs an: 
Träger von Kindergärten, von Grund- und Hauptschulen, Realschulen und Gymna-
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sien, Handels- und Sprachenschulen; von Chemieschulen, Technikerschulen, Gym­
nastikschulen, Frauenfachschulen; von Ingenieur-Akademien und Fachhochschulen; 
von Femschulen, sowie von verschiedenartigen Lehrgängen und Kunstveranstaltun­
gen zur Fort- und Weiterbildung und zur Umschulung Erwachsener. Zahlreiche Schu­
len sind mit Schülerheimen (Internaten) verbunden.“

Um rund 50 Schulen (insgesamt 350) reicher ist die Gruppe der evangelischen 
Schulen in der Bundesrepublik und in Westberlin mit ihren rund 85 000 Schü­
lern. Die primäre Motivation evangelischer Schulen — so Herbert Bauer, Karl- 
Heinz Potthast und Waldemar Reichel — geschieht durch das Evangelium.
— Es befreit zu pragmatischer Betrachtungsweise der jeweiligen Situation.
— Es erschließt uns die Lage, wie sie in Wahrheit und am jeweiligen Standort 

historischer Entwicklung ist.
Der Hinweis, daß alle diese Schulen verbandsmäßig durch die Arbeitsgemein­

schaft Freier Schulen repräsentiert werden, mag dieses Kapitel beschließen.

III.

Noch ein kurzes Wort zum Verhältnis Strukturplan — Freie Schule. Die not­
wendige Reform unseres Bildungswesens und die Möglichkeiten einer grund­
sätzlichen Verbesserung der Ausbildungsmethoden im öffentlichen Bildungs­
wesen sind mehr und mehr Thema Nummer 1 geworden unter Kulturpoliti­
ken!, Bildungsforschern und staatlich approbierten Bildungsplanem. Im Be­
reich der Freien Schulen gehört die Reformdiskussion seit Jahren zu ihren un­
abdingbaren Lebensvoraussetzungen. Mit der Veröffentlichung des Struktur­
plans für das Bildungswesen, dessen wesentliche Inhalte seit Frühjahr 1970 un­
ter den „Eingeweihten“ wie den Laien diskutiert werden, hat sich der Gedanke 
ins öffentliche Bewußtsein geschlichen, der Strukturplan sei so etwas wie ein 
geschlossenes System oder eine gesellschaftliche Analyse des Bildungswesens. 
Es erübrigt sich die Bemerkung, daß dies nicht Auftrag und Anliegen des Bil­
dungsrates und seiner Kommission war und ist. Doch verdeutlicht das Ergeb­
nis des ersten Arbeitsabschnittes des Bildungsrats sowohl die aktuellen Proble­
me der Bildungsforschung und deren Schwerpunkte sowie die Erkenntnisse der 
Bildungsforschung im Blick auf ihre Notwendigkeit und Verwirklichung. Wenn 
— wie Hellmut Becker behauptet — inzwischen auch viel über Form und Ar­
beitsweise bekannt geworden ist, in denen sich zur Zeit die Bildungsplanung 
für die Bundesrepublik im Bildungsrat zwischen Forschung und politischer Ent­
scheidung entwickelt, so stellt sich doch die Frage, inwieweit wir heute mit 
diesen Entwürfen gesellschaftsbezogener Bildungskonzeptionen wirklich von 
den noch überall spürbaren ständestaatlichen Relikten unseres Bildungssystems 
Abschied nehmen können und uns nicht im Kreise allein verbaler Fortschritt­
lichkeit bewegen.
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Was das Verhältnis nun angeht von Strukturplan und Freier Schule, so kom­
men wir um die Feststellung nicht herum, daß es ein Un- oder gar ein Mißver­
hältnis ist. Zumindest weist der Strukturplan kein einheitliches Verhältnis zur 
Freien Schule auf. Blättert man einmal die für die zukünftige Struktur des Bil­
dungswesens wichtigsten Abschnitte durch, so findet man die Freie Schule teils 
vergessen, teils ignoriert, allenfalls beiläufig erwähnt. „Eine Ausnahme“. — so 
Hans Heckei — „machen die AusFührungen zur beruflichen Bildung; hier wird 
die Privatschule ihrer Bedeutung entsprechend in die Planungen einbezogen. 
Auch die Abschnitte, in denen die Reform der Bildungsverwaltung und die 
künftige Finanzierung des Bildungswesens behandelt werden, tragen der Bedeu­
tung und dem Gesamtgewicht der Privatschulen Rechnung.“ Das täuscht jedoch 
nicht über die Tatsache hinweg, daß der Strukturplan in allen seinen Teilen 
dem öffentlichen Schulwesen den Vorrang einräumt. „In diesem Plan“ — um 
wieder auf Georg Picht zurückzukommen — „sind zwei entgegengesetzte Ten­
denzen in einer für die heutige Bewußtseinslage der Bundesrepublik höchst 
charakteristischen Weise miteinander verschmolzen. Einerseits wird ein — frei­
lich partikulärer — Ausschnitt der Reformpädagogik auf eine bisher noch nicht 
erreichte Stufe gehoben; andererseits kulminieren in diesem Plan bestimmte 
reaktionäre Traditionen des kontinentaleuropäischen Erziehungssystems. Durch 
seinen fortschrittlichen Gedankengehalt erreicht der Strukturplan ein pädago­
gisches Niveau, das auch für die Freien Schulen neue Maßstäbe setzt. Auch die 
Freien Schulen werden also durch die jetzt endlich eingeleitete Schulreform 
zu einer tiefgreifenden Umgestaltung gezwungen werden. In seinen reaktionä­
ren Aspekten erweist sich hingegen der Strukturplan für die Freien Schulen als 
eine tödliche Gefahr. Es sind in ihn die Hebel eingebaut, die das freie Schul­
wesen durch Gleichschaltung oder finanzielle Auszehrung zu Fall bringen kön­
nen. Reaktionär ist der Strukturplan dadurch, daß er (unter sorgfältiger Ver­
meidung des Wortes „Staat“) den Staatsmonopolismus auf eine in Deutschland 
bisher noch nicht erreichte Spitze treibt. Reaktionär ist er durch seinen einseiti­
gen Intellektualismus.

Hier setzen auch die gravierenden Bedenken der Katholischen Freien Schulen 
gegen den Stmkturplan an. „Haben wir es“ — so wird hier gefragt - „in diesem 
Strukturplan etwa mit einem rationalistisch-ideologisierten Verständnis vom 
Menschen zu tun? Ist aber dann der Friede und das Glück des Menschen zu er­
reichen? Es ist auch zu fragen, ob tatsächlich in den vorliegenden Empfehlun­
gen des Strukturplans eine berechtigte Mitwirkungsmöglichkeit für Lehrer, Schü­
ler und Eltern geschaffen wird. Ist nicht zu befürchten, daß ein wenn auch noch 
so subtiler Systemzwang entsteht, der dem Menschen und der freiheitlichen 
Gesellschaft nicht gerecht wird? Schließlich ist die Gefahr nicht von der Hand 
zu weisen, daß das Bildungswesen bei Verwirklichung dieser Strukturempfeh­
lung des Bildungsrates ein bedenkliches Manipulationsinstrument des Staates 
oder auch der Curriculum-Technokraten werden könnte.“
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Wie auch immer die'Verwirklichung dieses Planes aussehen wird: die Furcht 
der Freien Schulen, daß die zentralen Planungen der Neugliederung unseres 
Schulwesens und die neugeordnete Curriculum-Gestaltung die mühsam errun­
genen Freiheiten des Freien Schulwesens beschneiden können, ist nicht ganz 
unbegründet:

„Wohl werden Schulverwaltungen getadelt, die die verfassungsrechtlich garantierte 
Gleichwertigkeit der Freien Schulen über eine restriktive Ländergesetzgebung und 
deren Interpretation zur Gleichartigkeit umformulierten, doch wird andererseits die 
'Forderung erhoben, das Freie Schulwesen auch begrifflich noch stärker in das öffent­
liche Schulwesen zu integrieren.“

Wie modern also ist der durch Bildungsforschung und -planung mehr oder 
weniger wissenschaftlich abgesicherte Strukturplan für das deutsche Bilduhgs- 
wesen? — so fragt sich mancher. Um auf die vom Strukturplan hintergründig 
beabsichtigte Integration der Freien Schulen zurückzukommen: die schon ein­
gangs im Nomenklaturstreit apostrophierte Situation, daß zwar die Aufgabe 
staatlicher wie Freier Schulen gleichermaßen öffentlich ist, bedarf keiner Kor- • 
rektur. Die im Strukturplan auch insoweit durchaus richtig gewünschte Inte­
gration wird jedoch falsch, solange „öffentliche,“ und „staatliche“ Schule gleich­
gesetzt werden und die Integration in das staatliche Schulwesen meint. „Hier“ 
— so die Freien Schulen in ihrer Stellungnahme zum Strukturplan — „rächt 
sich bereits, daß bei der Skizzierung einer zukünftigen Schulorganisation die 
alte und heute schon überlebte Nomenklatur „öffentlich“ und „privat“ weiter 
fortgeschleppt wird, statt daß sie zugunsten eines neuen Verständnisses von 
Öffentlichkeit, das für staatliche wie Freie Schulen gleichermaßen gilt, aufge­
geben wird.“

\
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Zeitkommentare

Bericht aus Deutschland zur gegenwärtigen Situation

v Redaktionelle Vorbemerkung

Der nachstehende Bericht deckt sich zwar - wie auch der vorhergehende in Heft 101 - 
nicht unbedingt mit der Meinung der Redaktion, er scheint uns aber interessant genug, 
ihn hier wiederzugeben. (Wir sind übrigens wie stets zu allen Artikeln für kritische, ergän- 

- zende oder widersprechende Stellungnahmen dankbar.) So ist es uns z.B. noch nicht ganz 
klär, was die Bundesregierung und vor allem Willy Brandt exakt unter „Demokratisierung“ 
oder „Mehr Demokratie“ verstehen. Ist damit ausschließlich die Anwendung des politi­
schen Mehrheitsprinzips auch in nicht-politischen Bereichen gemeint und dadurch unver­
meidlicherweise eine verstärkte Politisierung auch da, wo eigentlich nur der Sachverstand 
entscheiden sollte, oder ist damit allgemeiner, wenn auch ungenau, alle Emanzipierungs- 

. bestrebung der Menschen unserer Zeit, die jegliche Bevormundung ablehnen, gemeint? 
Die bereits von Tocqueville beobachtete Gefahr des Umschlagens der Demokratie in die ab­
solute Herrschaft der Mehrheitspartei oder gar einer Gruppe oder eines Einzelnen bleibt 
damit zwar bestehen, aber die Unterstellung, die Bundesregierung und zumal Willy Brandt 
wollten dies auch wirklich so, erscheint uns nicht berechtigt, weil einfach nicht erwiesen. 
Viel eher scheint es so zu sein, daß wir uns hier in einem Lernprozeß befinden, der 
noch nicht abgeschlossen ist. Dessen Ergebnis möchten wir also vor einer endgültigen 
Stellungnahme auf jeden Fall abwarten.

Und gerade hier liegt denn auch unsere Hoffnung: die Weltgeschichte „fordert“ neben 
der Gleichheit, deren politischer Ausdruck die Demokratie ist, die Emanzipation, die Be­
freiung, die Selbstbefreiung der Menschen von aller Fremdbestimmung und Bevormun­
dung. Der Mensch will „mündig “ sein und „mündig“ handeln. .Er will deshalb' in allen 
Fragen der persönlichen Lebensentscheidungen auch keine Mehrheitsbeschlüsse anderer 
über sich selbst. Er will seine Persönlichkeitsrechte unbedingt gewahrt wissen. Insofern 
ist es also wohl nicht unberechtigt anzunehmen, daß sich diese Tendenz letztlich überall 
durchsetzen wird.

t

Brandt ist vorbei. Brandt hat sich auf dem 
SPD-Bundesparteitag Anfang April in Han­
nover in eindrucksvoller Weise behauptet 
und noch an Statur und Ansehen gewon­
nen. Vor allem aber ist es ihm, entgegen 
manchen Befürchtungen oder leisen Hoff­
nungen (je nach dem Standort des Betrach­
ters), gelungen, die SPD zusammenzuhal­
ten - von ganz rechts (etwa Leber) bis zu 
den Jusos (etwa Roth) ganz links, von dem 
Austritt einiger ganz weniger gänzlich'

Es ist in diesen Tagen gerade ein Vier­
teljahr her, seit ich Ihnen über die Verhält­
nisse in der Bundesrepublik Deutschland 
schrieb. Damals stand das nur langsame 
In-Gang-Kommen des politischen Lebens 
nach dem Wahlsieg der SPD-FDP-Koaliti- 
on, vor allem aber die Währungskrise vom 
Anfang Februar im Mittelpunkt meiner 
Betrachtungen. Inzwischen hat sich das 
Bild wesentlich verändert. Die Zeit der • 
scheinbaren Tatenlosigkeit der Regierung
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Es herrscht eine seit dem Ende des zwei­
ten Weltkrieges nicht mehr dagewesene In­
flationsmentalität. Die in all den vergange­
nen Jahren trotz der leichten Inflation 
stets sehr hohe Sparquoute ist rapide zu­
rückgegangen. Und dies, wie bereits gesagt, 
obwohl das Instrumentarium der Bundes­
bank nun endlich zu greifen begonnen hat. 
Die Folge ist, daß das Geld trotz seiner 
Menge äußerst „knapp“ ist. Es wurden in 
den vergangenen Wochen Tagegelder bis 
über 30 % verzinst. Die Anlage-suchenden 
verschaffen sich Geld um fast jeden Preis.

Insofern war meine im Februar geäußer­
te pessimistische Bemerkung über den Fort­
gang der Konjunktur vermutlich verfrüht. 
Wenn die Bundesbank ihren jetzigen Kurs, 
gerichtet auf Verteuerung und dadurch 
Verknappung der Liquidität, beibehält und 
auch im Falle sich abzeichnender Rückläu­
figkeit der Konjunktur den dann an sie 
herantretenden Forderungen nach Locke­
rung der Zügel standhält, um das Anstei­
gen der Preise wirklich zum Stillstand zu • 
bringen, dann wird eine Rezession mit Si­
cherheit eintreten. Der derzeitige beträcht­
liche Tiefstand der Aktienkurse könnte, 
bei allen anderen Einflüssen, die ihn sonst 
noch bewirken, ein Indiz hierfür sein.

Freilich ist nicht zu erwarten, daß un­
sere sozialdemokratische' Regierung es so­
weit kommen lassen wird. Eine wirkliche 
Krise wäre ja tödlich für sie. Eher wird sie, 
wie auch Finanzminister Schmidt mehr­
fach angedeutet hat, die Inflation wieder 
fortsetzen lassen und die Konjunktur er­
neut ankurbeln — und sei dies u.a. auch 
zum Vorteil der Unternehmen.

Dabei ist zunehmend eine regelrechte 
Verketzerung der Unternehmer und der 
Kapitalisten zu beobachten. Nachdem 
Brandt schon in seiner Regierungserklä­
rung vom Januar neben dem „Handel“ und 
den „Tarifpartnern“ die Unternehmer aus­
drücklich auf ihre „Verantwortung“ für 
die Kosten- und Preisgestaltung hingewie­
sen hatte, hat sich diese Tendenz auf dem 
Parteitag in Hannover in sehr verschärftem 
Maße fortgesetzt — als ob die Untemeh-

kommunistisch orientierter Jusos abgese­
hen. In die Außenpolitik ist beträchtliche 
Bewegung gekommen, nicht nur durch die 
Sowjetunion und die USA, sondern auch 
durch die Bundesregierung selbst. Brandts 
Reise zu Tito und vor allem zu Nixon prak­
tisch am Vorabend des Breschnew-Besu­
ches in Bonn - wenn auch vermutlich 
mehr von Nixon als von Brandt gewünscht
— lassen darauf schließen. Und an der so 
wichtigen Währungsfront ist inzwischen 
Ruhe eingetreten, das verbesserte Instru­
mentarium der Bundesbank greift jetzt end­
lich, der Dollarzustrom hat gänzlich auf­
gehört, ja, er bewegt sich nun in entgegen­
gesetzter Richtung. Freilich sind alle die­
se Dinge höchst problematisch, und die 
Bundesrepublik Deutschland befindet sich 
m-F. in einer äußerst prekären Situation.

Zunächst zur Währungsfrage. Die im 
Februar eingeströmten Dollars — umge­
tauscht von der Bundesbank in D-Mark
- sind nur, soweit bekannt, zum kleine­
ren Teile wieder abgeflossen. Zusammen 
mit den in den beiden Vorjahren einge­
strömten Milliarden bilden sie die Vor­
aussetzung und Ursache der neuerdings 
verschärften Inflation. Wenn die Berichte 
des Statistischen Bundesamtes stimmen, 
liegt das Durchschnittspreisniveau heuer 
um sieben Prozent über dem des Voijah- 
res. Alle Welt spricht hier täglich von den 
steigenden Preisen und den steigenden 
Löhnen. Tatsächlich sind die Lohnerhö­
hungen vom Januar in Höhe von 8,5 % be­
reits überholt, einige Gewerkschaften ha­
ben jetzt 1Ö und mehr "Prozent durchge­
setzt.

Die Konjunktur läuft auf hohen und 
höchsten Touren. Die Hannover Messe hat­
te eine Ausdehnung und brachte der Indu­
strie Aufträge wie nie zuvor, wobei Inve- 

' stitionsgüter und Investitionsgüter-Export 
weit im Vordergrund stehen. Dazu erlebt 
der Wohnungsbau einen Boom, wie er 
ebenfalls kaum je zu verzeichnen gewesen 
ist. Jeder will sein Geld abwertungssicher 
anlegen. Alles was wir uns heute anschaf- 
fen, ist, von morgen aus gesehen, billig.

34



mermit der Aufblähung des Geldvolumens 
überhaupt irgend etwas zu tun hätten. Die 
Geldmenge wird von der Bundesbank — 
vorwiegend durch Offenmarkt- und Dis­
kontpolitik — und von der Bundesregie­
rung - durch die Wechselkurspolitik — und 
schließlich von den internationalen Ab­
kommen der Bundesregierung, mit der Eu­
ropäischen Gemeinschaft und mit dem In­
ternationalen Währungsfonds, — in denen 
die Wechselkurspolitik letztlich ausgehan­
delt und festgelegt wird - bestimmt. Die 
von der Bundesbank und Bundesregierung 
allein zu verantwortende Geldmenge aber 
ist einzig und allein schuld an der Inflati­
on. Sie allein bestimmen den Dollar-Zu- 
oder -Abstrom, den An- oder Verkauf von 
Schatzwechseln, den Ankauf oder Nicht­
ankauf von Handelswechseln, die Höhe 
der von den Geschäftsbanken bei der Bun­
desbank zu haltenden Mindestreserven, die 
Höhe des Diskontsatzes. Es ist daher ein- 

' fach unredlich, „die Unternehmer“ für die 
Inflation verantwortlich machen zu wol­
len. Ja, wenn überhaupt, so wären am ehe­
sten noch die Gewerkschaften für die Geld­
mengenvennehrung verantwortlich zu ma­
chen, weil eine von diesen erzwungene ge­
nerelle Lohnerhöhung u. U. die Bundes­
bank zwingen könnte, die Mindestreserve­
oder Diskontschraube zu lockern, um eine 
allgemeine Illiquidität und deren Folgen 
zu verhindern.

destens 35 Milliarden D-Mark verfügen 
könnten); wenn im Laufe dieser Legisla­
turperiode die paritätische Mitbestimmung 
in der Wirtschaft unter Mitwirkung auch 
außerbetrieblicher Funktionäre durchge­
setzt werden soll; wenn individuelle Ver­
mögensbildung in Arbeitnehmerhand, et­
wa durch echte Partnerschaft von Kapital 
und Arbeit, ausdrücklich abgelehnt, ja re­
gelrecht diffamiert wird; wenn der Beruf 
des volkswirtschaftlich doch unbedeuten­
den privaten Grundstücks-, Boden- und 
Wohnungsmaklers abgeschafft und dessen 
Funktionen öffentlichen Ämtern übertra­
gen werden sollen; und wenn die Mitglied­
schaft in einer kommunistischen Partei 
kein Hindernis für die Einstellung in ein 

• staatliches Amt mehr sein soll — dann zeigt 
Ihnen das, wohin die Reise in unserem 
Lande gehen wird, wenn sich diese Vor­
stellungen eines Tages (etwa nach der näch­
sten Wahl) politisch durchsetzen lassen 
sollten. Es ist die Reise in den Sozialismus, 
in die „Demokratisierung“, sprich: Politi­
sierung, und zentrale Planung der gesam­
ten Produktion und in die Kontrolle von 
Wissenschaft und Forschung, von Univer­
sität und Schule durch die Politik.

In einem eindrucksvollen Aufsatz hat 
Schelsky vor den Folgen der „Demokrati­
sierung“ gewarnt („Mehr Demokratie oder 
mehr Freiheit?“): Demokratisierung aller 
gesellschaftlichen Bereiche heißt Politisie­
rung und Entsachlichung aller dieser Be­
reiche, heißt Verquickung von politischer, 
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher 
Macht, heißt Nichtbeachtung des Montes- 
quieu’schen Grundsatzes der Gewaltentei­
lung, der einzig und allein die Demokratie 
vor dem Umschlagen in die Diktatur des Ja­
kobinismus bewahren kann. Andere be­
deutsame Aufsätze sind dem von Schelsky 
gefolgt - alle noch vor dem SPD-Parteitag 
in Hannover. Die SPD aber hat sich anders 
entschieden, gegen die Freiheit, für die De- 
mokratisierung-Politisierung-Polarisierung 
aller Lebensbereiche.

Unter diesen Umständen wäre es Sache 
der Oppositionspartei der CDU/CSU auf

l

Dies führt uns zum zweiten zentralen 
Thema dieser Wochen und Monate, zu den 
Bemühungen aller „Linken“ in unserem 
Lande, die Bewegungsfreiheit unserer Un­
ternehmer einzuengen, was letztlich dazu 
führen würde, die Soziale Marktwirtschaft 
überhaupt lahm zu legen. Wenn alle Groß­
betriebe — so will es ein Beschluß des SPD- 
Parteitages von Hannover - jährlich zu­
sammen zusätzlich fünf Milliarden D-Mark 
in einen Riesenfonds einbringen sollen (die 
nicht sofort an Arbeitnehmer verteilt wer­
den,sondern sieben Jahre lang stehen blei­
ben sollen, so daß'dann also die Fondsver­
walter über ein Riesenvermögen von min-

\
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stes, gegenüber der ideologisch orientier­
ten kommunistischen Partei und damit 
viertens den neuerlichen Vormarsch des 
bloßen Machtdenkens in der Führung der 
Sowjetunion.

Sehr viel schwieriger und komplizierter 
liegen die Dinge im Westen. Nixon strebt 
nicht mehr und nicht weniger als eine neue 
Atlantic Charta an, ein engeres Zusammen* 
arbeitsverhältnis zwischen den USA und 
Westeuropa zur Stärkung der gemeinsamen 
Verteidigung angesichts des immer weite­
ren Ausbaues der Rüstung der Sowjetuni­
on auf allen militärischen Gebieten und 
zur Stärkung des inneren Zusammenhalts 
der atlantischen Gemeinschaft, die infolge 
der Autonomie der einzelnen europäischen 
Länder und ihrer unterschiedlichen Inter­
essenlage und unterschiedlichen Handels-, 
Wirtschafts- und Währungspolitik immer 
wieder auseinander zu fallen droht.

Wenn Nixon und Kissinger es auch nicht 
so ausdrücken: letztlich streben sie nicht 
nur eine Konsolidierung der atlantischen 
Gemeinschaft an, sondern eine enge Ko­
operation, an deren Ende ein gemeinsames 
Anglo-amerikanisch-westeuropäisch-japa- 
nisches „Commonwealth of Nations“ un­
ter Washingtons Führung steht. Im Grun­
de ist es die Fortsetzung der gleichen Poli­
tik, die bereits John F. Kennedy gewollt 
und eingeleitet hat — so sternenweit der 
Unterschied zwischen Nixon und Kenne­
dy auch ist.

In dieser neuen Atlantic Charta ist un­
schwer das Grand Design Kennedy’s wie­
derzuerkennen, die wirtschaftliche Inte­
gration Europas zu einem übernationalen 
Organismus, der mit den USA die atlanti­
sche Partnerschaft eingeht, und die Frie­
densstrategie Kennedy’s, die darauf abziel­
te, auf der Basis verstärkter militärischer 
Rüstung - um das militärisch-machtmäßi­
ge Gleichgewicht mit der Sowjetunion wie­
derherzustellen 
dem Osten wie möglich zu pflegen, um auf 
diese Weise den Kommunismus selbst zu 
verändern.

das Fatale dieses Kurses hinzuweisen. Die 
CDU/CSU aber schläft noch immer. Sie 
schläft so fest, daß eine große überregio­
nale Zeitung dieser Tage die Überschrift 
bringen konnte: „Gibt es die CDU noch?“ 
— „Der Niederlage folgte die Führungskri­
se“. Die CDU hat sich selbst so sehr ins Ab­
seits manövriert, daß sie sogar von SPD- 
FDP-Koalitions-unlustigen FDP-Mitglie- 
dern in absehbarer Zeit als Partner über­
haupt nicht in Betracht gezogen werden 
kann.

Fazit: ich sehe die Bundesrepublik heu­
te tatsächlich in der ernsten Gefahr, ihren 
Kurs eines einigermaßen freiheitlichen 
Rechtsstaates zu verlieren und in ein so­
zialistisches Fahrwasser zu geraten, an des­
sen Ende nur die Unfreiheit, die Fremdbe­
stimmung, die totale Bürokratie, der Lei­
stungsabfall, die „Volksdemokratie“ ste­
hen können.

In dieser Situation kommt zwei außen­
politischen Ereignissen gerade für die Bun­
desrepublik Deutschland eine Bedeutung 
zu, die etwa unter Adenauers Kanzlerschaft 
nicht halb so groß gewesen wäre: dem Re­
virement im Zentralkomitee der Kommu­
nistischen Partei der Sowjetunion und der 
außenpolitischen, auf die Partnerschaft 
mit der Europäischen Gemeinschaft gerich­
teten Initiative des amerikanischen Präsi­
denten Nixon und seines Beraters Kissin­
ger.

Wenn die uns zugegangenen Informati­
onen stimmen, so bedeutet die Umbeset­
zung im Politbüro (Entfernung von Woro- 
now und des Ukrainers Scheiest und Ein­
setzung von Marschall Gretschko, Geheim­
polizeichef Andropow, Außenminister Gro­
myko) erstens die Aufgabe der kollegialen 
Führung und den Beginn der Alleinherr­
schaft Breschnews, zweitens den Vor­
marsch ausgesprochener Machtpolitiker 
gegenüber gemäßigteren Politikern wie Pod- 
gorny und Kossygin (Andropow hat den 
Ungarn-Aufstand niederschlagen geholfen, 
Gretschko Prag besetzt), drittens die im­
mer größere Macht der reinen Exekutive, 
der Armee und des Staatssicherheitsdien-

soviele Kontakte mit
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Freilich hat Nixon keinen Chruscht­
schow mehr als Gegenspieler in Moskau, 
der mit Erfolg die Entstalinisierung der 
Sowjetunion betrieben hatte, sondern nun­
mehr die Troika Breschnew-Gretschko-An- 
dropow, die aufs äußerste entschlossen ist, 
die inzwischen errungene Machtposition 
der Sowjetunion von der Arktis bis — via 
Atom-U-Boote mit Femraktenbestückung 
- zur Antarktis zu behaupten und auszu­
bauen, zumal es Nixon ja bekanntlich ge­
lungen ist, mit der Volksrepublik China zu 
einer Regelung zu kommen, die die Sow­
jetunion von Osten her u. U. in Schach zu 
halten vermag.

Welche Stellung wird in dieser weltpo­
litischen Konstellation die Bundesrepublik 
einnehmen? - das ist die Frage, die Freun­
de der Freiheit hierzulande bewegt; bewe­
gen muß. Wird sie dem blinden Antiame­
rikanismus sovieler „Linker“ nachgeben' 
und versuchen, sich aus der Bindung zu 
den USA, zumal zu Nixon, herauszulösen, 
um eine neutralere Haltung zwischen West 
und Ost einzunehmen? Wird sie sich dem 
französischen Standpunkt annähern, der 
von je her die nationale Eigenständigkeit 
höher stellte als irgend einen anderen Ge­
sichtspunkt, und sei es zum Schaden aller? 
Wird sie unter Einhaltung einer äußerli­
chen Freundschaft das Bündnis mit den 
USA letztlich doch durch eine immer la­
schere Haltung dem Sozialismus-Kommu­
nismus gegenüber im Innern unterlaufen 
und aufweichen? Und dadurch die Vor­
aussetzungen dafür schaffen, daß eines Ta­
ges der „verhaßte“ Kapitalismus durch ei­
nen weit schrecklicheren, die Seelen der 
Menschen abschnürenden Monopol-Büro­
kratismus sowjetischer Provenienz ersetzt 
wird?

Oder werden wir die Kraft aufbringen, 
uns auf unseren eigenen europäischen Weg 
zu besinnen?

Nachwort der Redaktion

Zur Währungsfrage möchten wir noch 
dies nachtragen: zwecks Erreichung stabi­
lerer Verhältnisse, zumal bei Preisen und 
Löhnen, hat die Bundesregierung in - dies­
mal — überraschend kurzer Zeit eine Ent­
scheidung gefällt: zusätzlich zu der restrik­
tiven Geld- und Kreditpolitik der Bundes­
bank sollen durch eine Stabilitätsanleihe 
und durch Stillegung von Reserven der 
Rentenversicherung weitere Milliardenbe­
träge dem Umlauf entzogen werden; alle 
Einkommen über einen gewissen Betrag 
(z. B. DM 48 000 bei kinderlos Verheira­
teten) sollen zusätzlich mit 10 % besteuert 
werden; eine Investitionssteuer von 11 % 
soll auf alle Neuinvestitionen erhoben und 
der entsprechende Betrag stillgelegt wer­
den; Steuervergünstigungen auf alle neuen 
Bauvorhaben sollen wegfallen; Neuver­
schuldungen von Bund, Ländern und Ge­
meinden sollen gekürzt werden; die Kartell­
novelle soll zwecks Wettbewerbsverschär­
fung beschleunigt verabschiedet werden; 
Importe aus Ostblockstaaten sollen erleich­
tert werden; die Mineralölsteuer soll stark 
erhöht werden; u.a.m.

Ob alle diese zusätzlichen staatlichen 
Maßnahmen die Inflation ernstlich brem­
sen werden, erscheint uns jedoch fraglich, 
da nur ein Teil davon die eigentliche Ur­
sache der Inflation, die Geldmenge, beein­
flussen wird, während ein anderer Teil die 
Produktion drosseln und dadurch das Wa­
renangebot eher verknappen wird, ohne 
daß die effektive Nachfrage nach Konsum- 
gütem kleiner wird. Es kommt hinzu, daß 
eine andere, noch immer sprudelnde Quel­
le der Inflation, die hoch aktive Handels­
und dadurch Zahlungsbilanz, überhaupt 
nicht beeinflußt wird, da die Februarbe­
schlüsse der Währungsfachleute ja nicht zu 
einem frei beweglichen D-Mark-Wechsel- 
kurs geführt haben.

Wir werden also weiter mit der Inflati­
on leben müssen, wie u. a. auch gerade so­
eben ein bedeutender Währungswissen­
schaftler aus dem Lager der SPD, Klaus

5. Mai 1973 gez. F. L. G.
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Dieter Amdt, in einem in mehrfacher Hin­
sicht hochinteressanten Femsehdialog mit 
dem bekannten kritischen Femsehmode- 
rator Merseburger dargelegt hat: die letzte 
Ursache der Inflation ist ausschließlich in 
der unverhältnismäßigen Geldvermehrung 
der vergangenen zwei Jahre zu suchen und 
nirgendwo sonst! Der von Helmut Schmidt 
angekündigte „Schock“ ist deshalb kaum 
zu erwarten. Es sieht, im Gegenteil, im Au­
genblick eher so aus, als habe dieses Wort 
vom „Schock“ das breite Publikum über­
haupt erst richtig inflationsbewußt ge­
macht und mit dazu beigetragen, die Spar­
neigung einzuschränken und den Kauf dau­
erhafter Güter anzureizen.

hat, den Zustrom der rund zwanzig Milli­
arden D-Mark bei der Bundesbank zum 
Anlaß einer massiven, aber konstruktiven 
Kritik an Schmidts Währungspolitik zu neh­
men, noch jetzt die an der eigentlichen Ur­
sache der Inflation teilweise vorbeigehen­
den Staatseingriffe in der richtigen Weise 
zu kritisieren und bessere Gegenvorschlä­
ge zu machen. Ein Jahr lang hat die CDU/ 
CSU auf Geldwertstabilitätspolitik gedrun­
gen, sie hat hauptsächlich mit dem Argu­
ment, die SPD habe in der Stabilitätspoli­
tik versagt, den Wahlkampf von 1972 be­
stritten — sie hat aber tatsächlich bislang 
nicht einen einzigen praktikabelen Vor­
schlag vorgelegt, wie die Ursache der In­
flation, die Geldüberfiille, beseitigt oder 
wenigstens deren weitere Vermehrung zu 
stoppen ist, sodaß die Gesamtgeldmenge 
in ein einigermaßen konstantes Verhältnis 
zur Gesamtwarenmenge gebracht und dar­
in gehalten werden kann. Auf dieses Ver­
hältnis aber kommt es entscheidend an!

Wenn es somit richtig ist, daß die Wäh- 
rungs- und Konjunkturpolitik von Bundes- 
fmanzminister Helmut Schmidt Schiff­
bruch erlitten hat, so ist es allerdings um­
so unverständlicher, daß die CDU/CSU we­
der im Februar die Gelegenheit ergriffen

War das der Abschied von Godesberg? *

In Hannover hat sich gezeigt, daß in der SPD das 
Bekenntnis zur Marktwirtschaft nicht mehr gefragt ist

Noch viele Wochen lang werden die fünf 
Tage von Hannover analysiert und kom­
mentiert werden. Schließlich aber wird 
sich zeigen, daß jeder nur sein Urteil (oder 
Vorurteil) der ersten Stunde bestätigt se­
hen möchte. In der Tat bedarf eine Aus­
sage über die Frage, wie weit die SPD in 
Hannover nach links gerutscht ist, keines 
langwierigen Studiums sämtlicher Partei­
tagsprotokolle. Das Verhalten der wichtig­
sten Akteure sagt schon genug ...

Zunächst muß man zugeben, daß Willy 
Brandt der eigentliche Sieger von Hanne* 
ver ist. Der Kanzler hat das Ziel erreicht, 
das ihm das wichtigste, vielleicht sogar das

• einzig wichtige war: die Einheit der Partei 
bleibt gesichert.

Freilich war der Preis dafür hoch. Brandt 
mußte den Linken nicht nur verbal Refe­
renz erweisen, sondern auch bei den Vor­
standswahlen eine deutliche Verstärkung 
ihrer Machtstellung akzeptieren.

Überhaupt war der Erfolg des Parteivor­
sitzenden nur möglich, weil er in das takti­
sche Konzept des marxistischen Flügels 
paßte. Die linken Dogmatiker der SPD ha­
ben eingesehen, daß sie außerhalb der Par­
tei nichts sind, aber in der Partei alles wer­
den können. So verzichteten sie auf die of­
fene Konfrontation, diskutierten zwar in 
der Sache hart, nahmen aber Niederlagen 
gelassen hin.'*) Aus „Die Zeit“ vom 20.4.1973
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Die wahre Stärke der Linken in der SPD 
zeigte sich in Hannover in der Anpassungs­
willigkeit jener Delegierten, die der Mitte 
oder dem rechten Flügel der Partei zuge­
rechnet werden. Die Mehrheit, so schien 
es, hat vor dem Machtwillen der Minder­
heit im Grunde bereits resigniert. Den ra­
dikalen Forderungen der Linken wurde 
meist nur taktisch, nicht grundsätzlich wi­
dersprochen.

Rücksicht auf die Koalititonspartner, 
die öffentliche Meinung, das Ausland — 
solche Argumente wurden überstrapaziert, 
wenn es dem Parteiestablishment darum 
ging, unerwünschte Anträge abzublocken. 
Der Forderung nach „Vergesellschaftung 
von Banken und Schlüsselindustrien“ wur­
de mit dem Einwand begegnet, man solle 

" „in der Sozialisierung kein Allheilmittel“ 
sehen. Keiner mochte sagen, daß Verge­
sellschaftung in fast allen Fällen Unfug ist, 
daß sozialisierte Unternehmen überall be­
sonders schlecht arbeiten — ein eindeuti­
ges Bekenntnis zum Privateigentum an Pro­
duktionsmitteln war in Hannover so we­
nig zu hören wie eine entschiedene Vertei­
digung der Marktwirtschaft, von der doch 
seit einem Vierteljahrhundert auch die Ar­
beitnehmer profitieren.

Bezeichnend für den politischen Trend 
in Hannover war die Diskussion über die

Vermögensbildung. Den Vorwurf der Lin­
ken, hier werde „Systemstabilisierung“ be­
trieben, mochte Walter Hesselbach nicht 
auf sich sitzen lassen. Als Berichterstatter 
der Vermögensbildungskommission beton­
te er, es gehe nicht darum, die Arbeitneh­
mer zu „kleinen Kapitalisten“ zu machen. 
Aber um was denn wohl sonst? Vermö­
gensbildunghat doch nur einen Sinn, wenn 
individuell verfügbares Einkommen ge­
schaffen wird. Dies freilich ist nicht (oder 
nicht mehr) das Ziel der SPD, ihr Plan soll 
vor allem die Macht der Gewerkschaften 
mehren.

Am Ende sagte Willy Brandt, die SPD 
sei noch immer die Partei von Godesberg. 
Formal kann diesem Satz wohl niemand 
widersprechen: die Buchstaben des Godes­
berger Programms decken vieles, auch In­
vestitionslenkung und Sozialisierung. Ge­
meint war freilich 1959, daß die SPD ihren 
Frieden mit Marktwirtschaft, Privateigen­
tum und Leistungsgesellschaft macht. Nun 
heißt das Credo der Partei wieder Sozialis­
mus. Und so gesehen hat der Abschied von 
Godesberg begonnen — freilich nicht erst 
in Hannover.

V

Diether Stolze
)

- Die Schule — Institut programmierter Dekultivierung*
Zu den Rahmenrichtlinien des hessischen Kultusministers 

im Lembereich „Gesellschaftslehre“

Der hessische Kultusminister hat Rah- 
menrichtlinien für den „Lembereich“ Ge- 
sellschaftslehre in der sogenannten Sekun­
darstufe I veröffentlicht und zur Diskus­

sion gestellt. Wie stellt sich danach der Mi­
nister den Unterricht vor, der zehn- bis 
sechzehnjährige Schüler mit der Wirklich­
keit des politischen und gesellschaftlichen 
Lebens in praktischer Absicht bekanntma­
chen soll? Der unbefangene Leser staunt 
zunächst vor der Fülle der Unterrichtsge­
genstände, die hier ausgebreitet werden, 
und vor dem Anspruch der Unterrichtszie-

*) Abdruck mit freundlicher Genehmigung 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
4. Mai 1973
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le, die hier gesetzt sind. Ich zitiere ein paar 
Beispiele:

— die Kinder sollen erkennen, „welche 
Mechanismen im Sozialisationsprozeß ge­
währleisten, daß die Erfahrung gesellschaft­
licher Zwänge kompensiert und umgelei­
tet“ werden kann;

- die Kinder sollen lernen, „historische 
Quellen daraufhin zu befragen, wer wann 
mit welcher Absicht und für wen bildliche

raumbüros, der oralen, analen und genita­
len Phase in der Entwicklung kindlicher 
Sexualität etc.

Von dergleichen haben wir alle, sofern 
wir, sagen wir, über dreißig sind, auf der 
Schule wenig oder gar nichts gehört. Das 
ist neu, und die Verheißung der Neuerer 
lautet, in der unterrichtsmäßigen Beschäf­
tigung mit dergleichen Problemen würden 
die Schüler zur Teilnahme an der produk­
tiven Gestaltung gesellschaftlicher Reali­
tät befähigt. Das alles soll eben keineswegs 
nur zur Kenntnis genommen werden; viel­
mehr sollen die Kinder dazu gebracht wer­
den, zu beurteilen, Stellung zu nehmen, 
Partei zu ergreifen, zu handeln.

Und damit haben wir den Schlüssel in 
der Hand, der uns das Verständnis für die­
ses gigantische pädagogische Programm er­
schließt. Die Sache ist nämlich die, daß gar 
nicht beabsichtigt ist, die Schüler neben 
den Fakten, die zum Beispiel in der Geo­
graphie über Australien unterrichten oder 
in der Geschichte über die Ergebnisse des 
Dreißigjährigen Krieges, nun auch noch in 
der Gesellschaftslehre mit den wichtigsten 
Fakten des politischen, ökonomischen und 
sozialen Lebens bekanntzumachen. Da gä­
be es ja in der Tat eine ganze Menge wich­
tiger Dinge zu lernen, wenn es auch nicht 
gerade die Probleme der Rüstungsadmini­
stration sein müssen, zumal diese ja auch 
im Regelfall dem Lehrer gänzlich unbe­
kannt sind. Es geht, wie gesagt, in der Ge­
sellschaftslehre nicht primär um eine Ver­
vollständigung unseres Schul-Bildes von 
der Welt, in der wir leben, sondern um die 
Erzeugung einer praktischen Einstellung 
zu dieser Welt, um die Befähigung zur 
Selbst- und Mitbestimmung in dieser Welt. 
Das klingt gut und entspricht klassischer 
pädagogischer Tradition. Neu ist, daß man 
dieses Ziel zu erreichen hofft, indem man 
Kinder lehrt, die. Welt an dem Problem zu 
messen, als das sich selbst zu erfahren die­
ser Gesellschaftskundeunterricht die Kin­
der entschlossen lehrt. Primärer Anknüp­
fungspunkt dieses Unterrichts sind daher 
nicht die positiven, sondern die negativen

oder schriftliche Darstellungen hergestellt 
hat“;

— anstelle von „Sexualaufklärung im en­
geren Sinne“ wird „die Art, wie Sexualer­
ziehung in einer Gesellschaft stattfindet“, 
„Gegenstand von Unterricht“, und zwar 
„im Vergleich mit historischem und vor 
allem ethnologischem Material“;

— wiederum „unter Einbeziehung von 
historischem und ethnologischem Materi­
al“ sollen mit den Kindern, wie es heißt, 
„diskutiert werden“ Monogamie und Po-

• lygamie, „religiöse, ethische, anthropolo­
gische Begründungsmodelle für institutio­
nalisierte Partnerbeziehung“, und zwar 
im Zusammenhang mit „Eherecht, Schei­
dungsrecht, Unehelichenrecht“ usf.;

— weiter sollen die Kinder zum Beispiel 
lernen, „die Chancen zu beurteilen, die 
einzelne Gruppen, Schichten, Klassen ei­
ner Gesellschaft haben bzw. gehabt haben 
um auf die Setzung wirtschaftlicher Prio­
ritäten Einfluß zu nehmen“;
— unter dem „Lemzielschwerpunkt IV“
— „Raumplanung als öffentliche Aufgabe“
— sollen die Kinder lernen zu prüfen, „in­
wieweit ein Zusammenhang besteht zwi­
schen Organisation und Inhalten öffentli­
cher Aufgaben auf der einen Seite und den 
jeweiligen Formen der Nutzung und Ver- 
fügbarmachung des Raumes auf der ande­
ren Seite“.

Ich breche die Reihe der Zitate hier ab. 
Ihre Fortsetzung würde uns konfrontieren 
mit Problemen des Kapitalexports, der Ko­
operation zwischen Bürokratie und Rü­
stungsindustrie, der Sozialstruktur der 
Gastarbeiterherkunftsländer, der Großkon- 
zembildung im EWG-Bereich, der Groß-
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Erfahrungen der Kinder. Zu Beginn bringe 
man die Schüler dahin, so heißt es, ihr Un­
behagen zu verbalisieren, zu bekennen, wie 
schwer sie sich tun, ihre Bedürfnisse zu ar­
tikulieren, wie groß die Diskrepanz ist zwi­
schen dem Bekenntnis unserer Gesellschaft 
„zu Autonomie,... Demokratie und Eman­
zipation ... und den Zwängen, denen man 
täglich ausgesetzt ist“.

Die Tendenz dieser Methode ist offen­
kundig Selbstverständlichkeiten wer­
den kritisch aufgelöst, Vertrautheiten weg­
gearbeitet, die eigene Existenz problema­
tisiert mit dem Primärergebnis permanen­
ter Selbstbeschäftigung bei anwachsender 
Distanz zur Wirklichkeit. Dieser Autismus 
als Unterrichtsprinzip hat Folgen, die eben­
so grotesk wie ernst sind. Sind die Schüler 
lustlos und gleichgültig, so macht man 
eben diese ihre Gleichgültigkeit zum Unter­
richtsgegenstand. Fühlen sie sich frustriert, 
leiden sie an Minderwertigkeitsgefühlen, 
so thematisiert man eben diese Gefühle, 
und die Gelegenheit, sie loszuwerden, be­
reitet man ihnen nicht als die Chance, et­
was ihrem Können Entsprechendes zu lei­
sten, sondern indem man die gesellschaft­
lichen Zwänge aufdeckt, die ihren Leidens­
zustand bewirken. Wer immer Schwierig­
keiten hat, soll lernen, daß diese Schwie­
rigkeiten Resultate der Sozialisationspro­
zesse sind, denen er ausgesetzt war, und er 
soll dann überdies lernen, daß in seine 
Beurteilung dieser Sozialisationsprozesse 
„Normen eingehen, die ihrerseits Ergeb­
nisse von Sozialisationen sind“.

Die Grundfigur ist immer dieselbe: stets 
geht es darum, „das scheinbar Selbstver­
ständliche zu problematisieren“, zum Bei­
spiel auch die Schulpflicht, indem man die 
Frage aufwirft: „Wie kommt der Staat da­
zu, alle Kinder zu zwingen, von einem be­
stimmten Alter an eine Schule ... zu besu­
chen?“ Ja, wie kommt er dazu? — das ist 
in der Tat eine aktuelle Frage, wenn Eltern 
befürchten müssen, daß die Schule in der 
geschilderten Weise in eine Anstalt zur Be­
förderung des jugendlichen Autismus um­

funktioniert wird. Das Resultat ist klar: 
die Kinder werden in dieser Schule zu ge­
langweilten, motivationsschwachen, iden- 
tifikationsunfahigen Autisten erzogen, die 
vor allem gelernt haben, den Verhältnissen, 
die nicht so sind, die Schuld an diesem ih­
rem Zustand in die Schuhe zu schieben, 
und die entsprechend, bevor sie von die­
sen Verhältnissen etwas wissen, es zunächst 
einmal besser wissen. In dieser Verfassung 
ist es in der Tat nicht mehr möglich, zum 
Beispiel Geschichte zu lernen; man weiß 
ja, daß die Aneignung der Geschichte stets 
interessenbedingt ist, und da die eigenen In­
teressen auf eine Änderung der als Zwang 
erfahrenen gesellschaftlichen Verhältnisse 
konzentriert sind, genügt es, aus der Be­
schäftigung mit der Geschichte die Lehre 
zu ziehen, daß die Verhältnisse veränder­
bar, machbar sind, und diese Einsicht ist, 
soweit sie richtig ist, rasch gewonnen.

So hat, zum pädagogischen Prinzip er­
hoben, der skizzierte Autismus auch die 
Folge eines Verfalls der Fähigkeit, Fakten 
zur Kenntnis zu nehmen, deren sogenann­
te Relevanz nicht bereits feststeht, son­
dern erst zu entdecken wäre. Die inhaltli­
che Reduktion der Historie und der Geo­
graphie, die als Fächer verschwinden und 
unter die Ziele der Gesellschaftslehre sub­
sumiert werden, nimmt entsprechend kul­
turrevolutionäre Ausmaße an. Die Schule 
wird zur Institution programmierter De- 
kultivierung. —

Nun ist klar, daß keine Jugend die hier 
pädagogisch intensivierten Gefühle radika­
ler Realitäts-Distanz auf Dauer aushält. Ei­
nem solchen Zustand wird stets die Suche 
nach Gelegenheiten entsprechen, sich kom­
pensatorisch durch neue Identifikationen 
zu heilen. Und es kann nicht zweifelhaft 
sein, wer dazu die Gelegenheit bietet. Das 
wird derjenige sein, der frei von Selbstzwei­
feln ein Programm offeriert, wie die Welt, 
die man entlarvt hat, so zu ändern sei, daß 
man die frustrierende Distanz zu ihr aufge­
ben kann. Die Hessischen Rahmenrichtli­
nien für die Gesellschaftslehre auf der Se-
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weit keine Indoktrination. Ihr Werk ist le­
diglich die Produktion jener Verunsiche­
rung, der dann die neue Sicherheit ideolo­
gisch-politischer Doktrinen entsprechen 
wird. Ihr Erziehungsprodukt sind Schüler, 
die spätestens am Ausgang der Schule der 
Spartakus abholen wird.

kundarstufe I sind in der Endwirkung 
Richtlinien zur Erzeugung des Hungers 
nach restabilisierender politischer Heilsge­
wißheit. Das Pathos der großen Kritik, das 
sie durchzieht, ist in Wahrheit das Pathos 
des Glaubens. Es wäre ungerecht, den Ver­
fassern den Vorwurf zu machen, sie böten 
marxistische Orthodoxie als Inhalt solchen 
heilenden Glaubens an. Sie betreiben inso- Hermann Lübbe

Der Marx des Liberalismus*

Vor hundert Jahren starb der englische Philosoph John Stuart Mill

aus Sorge um die Erhaltung der Liberalität 
nach „rechts“ abzuwandern, das heißt: 
konservativ zu werden. Es ist nicht un­
wahrscheinlich, daß diese Zerreißprobe 
den Sinn für das, was einmal liberal bedeu­
tet hat, völlig verkümmern lassen wird.

Niemand hat die Freiheit radikaler be­
griffen als der englische Denker John 
Stuart Mill: Nicht allein Diktaturen, son­
dern auch demokratische Staatsformen 
bargen für ihn Keimzellen verwerflicher 
Tyrannei.

Der Liberalismus hat es nicht leicht. Daß 
er sich als ideologische und parteipoliti­
sche Kraft auf dem Rückzug befindet, ist 
ebenso offenkundig wie die Tatsache, daß 
die Liberalen selbst kaum noch einen Be­
griff von den Grundsätzen haben,die ihnen' 
in besseren Zeiten teuer gewesen sind. Wer 
noch vor einigen Jahren dachte, daß der 
Liberalismus als eigener politischer Faktor 
von der Bühne abtreten könne, da alle Par­
teien zu Treuhändern des liberalen Erbes 
geworden seien, sieht sich heute einer völ­
lig veränderten Situation gegenüber.

Von der rechten Seite als Stallburschen 
der „Systemüberwinder“ verdächtigt, von 
der linken mit der Reaktion in einen Topf 
geworfen, stehen die Liberalen vor dem 
für sie möglicherweise tödlichen Dilemma, 
entweder zur Umfunktionierung liberaler 
Ideen in gegen die liberalen Institutionen 
gerichtete Waffen beizutragen oder aber

*) Abdruck mit freundlicher Genehmigung 
der „Deutschen Zeitung“, Stuttgart, vom 
4. Mai 1973

Am Kreuz der Freiheit

John Stuart Mill, dieser im deutschen 
Sprachraum viel zu wenig bekannte Autor, 
gehört in der englischsprechenden Welt zu 
den meistgelesenen politischen Denkern, 
und wer immer in die bleibende Substanz 
des Liberalismus eindringen will, wird ihn 
studieren müssen. Mill ist in die Geistesge­
schichte als Vollender der klassischen Na­
tionalökonomie sowie als Bahnbrecher des 
philosophischen Positivismus eingegangen. 
Seine Größe als politischer Denker beruht 
auf den beiden Hauptwerken „On Liberty“ 
(„Uber Freiheit“, 1859) und „Consider­
ations on Representative Government“ 
(„Betrachtungen über die repräsentative 
Demokratie“, 1861).

Mills leidenschaftliches Anliegen war 
die Sicherung der Freiheit. An der Frei­
heit hing er wie Pascal an seinem Kreuz. 
Unter Freiheit verstand er konkret „die 
bürgerliche oder soziale Freiheit“, also 
jene Sphäre, die legitimerweise allein der
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individuellen Entscheidung und Selbstver­
wirklichung zu überlassen ist. Und trotz 
seines utilitaristischen Ausgangspunktes 
war Freiheit fur John Stuart Mill nicht 
nur ein Mittel zur Erreichung anderer Zie­
le, sondern auch Selbstzweck. Freiheit war 
ihm jedoch nicht identisch mit Demokra­
tie. Trotz seines Glaubens an die Vorzüge 
des demokratischen Systems, das er zu ei­
ner Zeit verteidigte, als auch in England 
nur ein kleiner Teil der männlichen Bevöl­
kerung das Wahlrecht hatte, war er hell­
sichtig für gewisse freiheitsbedrohende Ten­
denzen, die der Demokratie immanent 
sind.

stärken und die Macht des Individuums zu 
mindern“; dabei handle es sich „nicht um 
eines der Übel, die dazu neigen, von selbst 
wieder zu verschwinden, sondern im Ge­
genteil um eines, das die Neigung hat, im­
mer mehr und immer furchtbarer zu wach­
sen“. Er fürchtete, *„das unvermeidliche 
Wachstum der öffentlichen Meinung könn- 
te der Menschheit das Joch der Uniformi­
tät in ihren Meinungen und Handlungen 
auferlegen“, so daß die großen liberalen 
Errungenschaften der letzten zwei Jahr­
hunderte verlorenzugehen drohen.

Mit prophetischem Blick erkannte Mill, 
daß die Verbindung von Freiheit und De­
mokratie (letztere verstanden als Mitwir­
kung des Volkes an der Politik durch allge­
meines Stimmrecht) überaus locker sein 
könne: Die demokratischen Massen etwa 
zur Zeit Napoleons III. oder in der Weima­
rer Republik waren alles andere als liberal 
gesonnen. Gleichwohl ging Mill trotz die­
ser Einsicht in die Möglichkeit eines demo­
kratischen Totalitarismus oder einer auto­
ritären Demokratie zu keiner Zeit so weit 
wie sein Zeitgenosse Bachofen, der einmal 
sagte: „Weil ich die Freiheit liebe, so hasse 
ich die Demokratie.“ Nicht die Demokra­
tie, sondern die unbeschränkte Staatsge­
walt, von wem immer ausgeübt, erschien 
ihm von Übel: „Die Idee einer vernunft­
gemäßen Demokratie besteht nicht darin, 
daß das Volk regiert, sondern darin, daß 
es Sicherheiten hat inbezug auf eine gute 
Regierung. Diese Sicherheiten kann es 
nicht haben als in der Form, daß es die 
letzte Kontrolle in seiner Hand behält ... 
Das Volk sollte der Herr sein, aber es muß 
ein Herr sein, der geschicktere Knechte, 
als er selbst ist, zu beschäftigen hat.“

In diesem Sinne sprach Mill schon vor 
mehr als hundertzehn Jahren dem Parla­
ment die Funktion des Gesetzgebers ab, 
um es hauptsächlich auf die der Diskus­
sion, Kritik und Kontrolle zu beschränken 
— ein Punkt, der jene aufmerken lassen 
sollte, die den „Funktionsverlust“ des Par­
laments für etwas völlig Neues und unbe­
dingt Beklagenswertes halten.

Er bekämpfte die naive Überzeugung, 
daß das Streben, die staatliche Gewalt zu 
begrenzen, nur gegenüber monarchischen 
oder aristokratischen Regimen angebracht 
sei, daß das demokratisch verfaßte Volk 
keines Schutzes gegen seinen eigenen Wil­
len bedürfe: „Es ist nicht ausgemacht, daß 
der Despotismus von zwanzig Millionen 
besser ist als der einiger weniger oder eines 
einzelnen.“

Der Wille des Volkes bedeute überdies 
den Willen des zahlenmäßig stärksten oder 
auch nur des aktivsten Teiles des Volkes: 
„Demzufolge kann das Volk das Verlan­
gen haben, einen Teil seiner selbst zu un­
terdrücken, und Vorsichtsmaßregeln dage­
gen sind so notwendig wie gegen jeden an­
deren Mißbrauch der Macht. Die Begren­
zung der Macht der Regierung über die In­
dividuen verliert darum nichts von ihrer 
Bedeutung, wenn die Inhaber der Macht 
der Allgemeinheit verantwortlich sind, das 
heißt der stärksten Partei in ihr.“

Die Aktualität Mills liegt nicht zuletzt 
darin, daß er die Gefahr für die individu­
elle Freiheit keineswegs nur von der Re­
gierung beziehungsweise der politischen 
Macht ausgehen sah, sondern auch — und 
vor allem — die „Tyrannei der vorherr­
schenden Meinung“ kritisierte. Bereits 
1859 stellte er die Diagnose, es sei „die 
Tendenz aller in der Welt vor sich gehen­
den Veränderungen, die Gesellschaft zu

43



Angesichts der stets auf der Lauer lie­
genden Tendenz zu geistiger Mittelmäßig­
keit und Sterilität seien nonkonformisti­
sche und ketzerische Meinungen unerläß­
lich für den Fortschritt. Ausgehend von 
diesem dialogisch-pluralistischen Modell 
statuiert der progressive,‘mit einem gemäs­
sigten Sozialismus sympathisierende libe­
rale die Notwendigkeit einer konservativen 
„Partei der Ordnung und Stabilität“ neben 
einer „Partei des Fortschritts oder der Re­
form“: „Jede dieser beiden Denkweisen 
leitet ihre Nützlichkeit aus den Unzuläng­
lichkeiten der anderen ab; aber es ist in ei­
nem großen Maße die Opposition der an­
deren, die jede in den Grenzen der Ver­
nunft und des gesunden Verstandes blei­
ben läßt.“

Doch dies sind nur einige Aspekte der 
Aktualität John Stuart Mills. Daß ihm die 
Frage, welcher Rang dem wirtschaftlichen 
Wachstum, der Zunahme des Sozialpro­
dukts, in der Skala der Ziele einer Gesell­
schaft zukommen soll, nicht fremd war, 
beweist vor allem das sechste Kapitel des 
vierten Buches seiner erstmals 1848 er­
schienenen „Principles of Political Econo­
my“. Er plädierte für eine Einschränkung 
der Bevölkerungszünahme und leugnete, 
daß das Ende des ökonomischen Wachs­
tums mit einem kulturellen Stillstand ver­
bunden sein müsse. Eine überfüllte, lärmen­
de und ausschließlich von der Sucht, wirt­
schaftlich vorwärtszukommen, beherrsch­
te Welt erschien ihm als armseliges Ziel. 
Seines Erachtens mochte die Erde durch­
aus noch viel Raum für ein weiteres Wachs­
tum von Bevölkerung und materieller Pro­
duktion bieten, doch wenig Gründe, es zu 
wünschen: „Es ist nicht gut für den Men­
schen, wenn er gezwungen ist, in jeder Zeit 
in Gesellschaft seiner Gattung zu leben. 
Eine Welt, aus der die Einsamkeit ver­
schwunden ist, ist ein trauriges Ideal“. — 
„Eine Gesellschaft, in der ausgeprägte Ori­
ginalität ein Vorwurf ist, kann nicht ge­
sund sein.“

John Stuart Mill, der vor hundert Jah­
ren, am 8. Mai 1873, in Avignon starb, war

Den Tendenzen zur Nivellierung und 
Reglementierung unter demokratischem 
Vorzeichen setzt Mül das Prinzip entge­
gen: „Der einzige Zweck, der die Men­
schen, individuell oder kollektiv, berech­
tigt, in die Handlungsfreiheit eines der ih­
ren einzugreifen, ist Selbstschutz. Die ein­
zige Absicht, um deretwillen Macht recht­
mäßig über irgendein Mitglied einer zivi­
lisierten Gemeinschaft gegen seinen Wil­
len ausgeübt werden kann, ist die, eine 
Schädigung anderer zu verhindern.“ Uber 
sich selbst, über seinen eigenen Leib und 
Geist sei das Individuum souverän. Da nicht 
von vomeherein feststehe, was für die Ge­
sellschaft richtig und zweckmäßig sei, müs­
se es eine völlige Freiheit des Denkens in 
bezug auf alle Belange geben. Diese Frei­
heit schließt auch die Freiheit ein, die Mei­
nungen zu äußern und zu veröffentlichen. 
In eindringlichen Worten, die zur Weltlite­
ratur des politischen Freiheitsgedankens 
gehören, verteidigt Mill dieses Grundrecht: 
„Wenn die ganze Menschheit minus einen 
einzigen Menschen einer Meinung wäre 
und nur dieser eine der entgegengesetzten 
Meinung, so hätte die Menschheit nicht 
mehr Recht, ihn zum Schweigen zu verur­
teilen, als er berechtigt wäre, die Mensch­
heit zum Schweigen zu bringen.“

Ketzer betreiben den Fortschritt

Die freie Meinungsbildung und -äuße- 
rung ist ihm „eine Notwendigkeit für das 
geistige Wohlbefinden der Menschheit, von 
der ihr gesamtes sonstiges Wohlbefinden 
abhängt“. Lernen durch Diskussion und 
die Möglichkeit, auch sozial nützliche Mei­
nungen in Frage zu stellen, ist die „Quelle 
alles Respektablen im Menschen“. Diese 
permanente Konfrontation der Argumen­
te sei nicht bloß die Angelegenheit einer 
intellektuellen Elite; sie sei auch notwen­
dig, um durchschnittlichen Menschen zur 
Erreichung jenes geistigen Niveaus zu ver­
helfen, dessen sie fähig sind.
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sich mehr als andere politische Denker der 
geschichtlichen und institutioneilen Vor­
aussetzungen menschlicher Freiheit be­
wußt; Eine liberale Regierung ist nur mög­
lich, wenn hinter ihr eine liberale Gesell­
schaft steht, eine Vielfalt von sozialen 
Gruppen, Lebensstilen und Entwürfen. 
Und er erkannte überdies, daß eine libe­
rale Gesellschaft einen Menschen voraus­
setzt, der nicht"’nur die Freiheit, sondern 
auch die Fähigkeit und Bereitschaft zu 
vernünftiger Diskussion besitzt: einen Men­
schen, der das Gemeinwesen, dessen Ge­

setze' er achtet und dessen Unvollkommen­
heit -er bekämpft, überhaupt erst zum 
Raum freier Tat und schöpferischer Initia­
tive macht, der aber auch, wenn es sein 
muß, bereit ist, für sich allein die Wahrheit 
und sein Heil zu suchen.

Groß nicht nur als Theoretiker des Libe­
ralismus, verkörpert John Stuart Mül viel­
leicht am reinsten den Typus eines solchen 
Menschen.

Gerd-Klaus Kaltenbrunner
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/Buchbesprechungen

Freie Schule. GesellschaftlicheFunktionen 
des Freien Schulwesens in der Bundesre­
publik Deutschland. Begründung und Dar- 
Stellung. Mit einem Vorwort von Georg 
Picht. Herausgegeben von der Arbeitsge­
meinschaft Freier Schulen. Emst Klett Ver­
lag, Stuttgart 1971. 175 Seiten, DM 7,80.

Freie Schule II: öffentliche Verantwortung 
und freie Initiative (Dokumentation des 
ersten öffentlichen Kongresses der Arbeits­
gemeinschaft Freie Schule vom 1.-3.10. 
1971 in Frankfurt) — Emst Klett Verlag, 
Stuttgart 1972. 104 Seiten, DM 8,80.

Der Band enthält die Hauptreferate des 
o.g. Kongresses, mit dem die Arbeitsge­
meinschaft Freie Schule zum ersten Male 
an die Öffentlichkeit getreten war (siehe 
auch die Berichte in Fragen der Freiheit 
Hefte 91 und 92/93):

Prof. Felix Messerschmid, Pädagogische 
Perspektiven,

Dr. Johann Peter Vogel, Bildungspoliti­
sche Perspektiven,

Prof. Friedrich Edding, Schule und Ge­
sellschaft in der Sicht der Zukunftsfor­
schung.

Weiterhin enthält der Band einen Be­
richt über die Podiumsdiskussion (u. a. 
Prof. Hellmut Becker, Kultusminister Prof, 
v. Friedeburg, Hessen, Kultusminister Dr. 
Bernhard Vogel, Rheinland-Pfalz, Prof. Fr. 
Edding), sowie die Einführung von Dr. 
E. M. Kranich „Schulgemeinde — Schule 
in der Gesellschaft — Modelle der Koope­
ration“ zu der unter diesem Titel geführ­
ten weiteren Podiumsdiskussion.

Der Schlußteil enthält die Ergebnisse 
der während der Tagung veranstalteten 
Arbeitsgruppen und das Schlußwort* des 
Geschäftsführers der Arbeitsgemeinschaft, 
Dr. Johann Peter Vogel.

Mit dieser exemplarischen Schrift hat 
die Arbeitsgemeinschaft etwas Erstmaliges 
und Einmaliges vorgelegt, das schulpoli­
tisch nicht zu überschätzen ist und das be­
reits in der 1970 vollzogenen Umbenen­
nung der bisherigen Arbeitsgemeinschaft 
der Verbände gemeinnütziger Privatschu­
len in „Arbeitsgemeinschaft Freier Schu­
len“ seinen ersten Ausdruck fand: die in 
der BRD tätigen nicht-staatlichen Schulen 
sind dabei, ein neues und gemeinsames 
Selbstverständnis zu finden.

Dieses Selbstverständnis geht über die 
bisher vielleicht etwas zu sehr betonte Ver­
folgung von Sonderanliegen hinaus, läßt 
auch die bloße Wahrung der verfassungs­
rechtlich verbrieften Privatschulfreiheit 
hinter sich und will nun die Eigenständig­
keit dieses Bereiches nichtstaatlicher Schu­
le als „Freie Schule“ durchsetzen und pro­
filieren als eines Bereiches, dessen inner­
stes und konstitutives Element die Frei­
heit ist. Dieser Begriff der Freiheit umfaßt 
hier alles schulische Geschehen, sowohl 
die individuelle Betätigung und die wissen­
schaftliche Methode wie auch den von 
den in der Schule Tätigen zu bestimmen­
den und zu kontrollierenden Rahmen. 
Auch das Zusammenwirken der in der 
Schule beteiligten Gruppen folgt diesem 
Prinzip der Freiheit, jedoch weniger in 
Form demokratischer Verfahrensweisen, 
sondern entsprechend den sachlichen Er-

**#

Aus Anlaß dieser Neuerscheinung sei 
nochmals hingewiesen auf die bereits 1971 
gleichzeitig mit dem o.g. Kongress erschie­
nene sehr grundlegende Veröffentlichung. *) Abgedruckt in „Fragen der Freiheit“ 

Nr. 91/1971
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fordernissen als „Genossen"* im gemein­
sam verantworteten Vollzug.

Anlaß zu dieser Selbstbesinnung, nun 
nicht mehr auf unabsehbare Zukunft ein 
mehr oder weniger freundlich geduldetes 
Schattendasein als bloße „Ergänzung“ oder 
„Ersatz“ neben der „eigentlichen“, näm­
lich der staatlichen Schule führen zu wolr 
len, war sicher auch die neuerliche und ins­
besondere auch durch den Strukturplan 
des Bildungsrates ausgelöste Intensität der 
Diskussion im gesamten Bildungsbereich. 
Ein Abschnitt des Buches beschäftigt sich 
dann auch mit dem Verhältnis zwischen 
Freier Schule und Strukturplan.

Das Vorwort von Georg Picht spricht 
bereits in sehr gedrängter Form vorab ei­
nige Gedanken des Buches aus, die dann 
in den einzelnen Abschnitten ausgeführt 
werden, u.a.:

„Die Freien Schulen haben innerhalb 
unserer Gesellschaft pädagogische Funk­
tionen übernommen, die das staatliche 
Schulwesen entweder überhaupt nicht oder 
nur unzureichend erfüllt, und müssen des­
halb in einer demokratischen Gesellschaft 
als Sektor des öffentlichen Bildungswesens 
betrachtet werden. Gerade in Deutschland 
ist dies breite und weitverzeigte Netz von 
Schulen, die wir der pädagogischen Initia­
tive autonomer gesellschaftlicher Gruppen 
oder der Gestaltungskraft bedeutender Er­
zieher verdanken, von unschätzbarem Wert; 
denn die Demokratie ist, vor allem auf 
dem Gebiet des Schulwesens, durch eine 
ungebrochene Tradition obrigkeitsstaatli­
chen Denkens Und durch das Übergewicht 
der Bürokratie ständig bedroht. Die Freien 
Schulen bilden ein Gegengewicht gegen 
die mächtigen totalitären Tendenzen, die 
hier noch längst nicht überwunden sind.“

Zum Strukturplan äußert Picht: „Aber 
wenn je ein Schulsystem, so ist dieses auf 
ein Antisystem angewiesen, das seine Op­
fer aufzufangen vermag und seine Einsei­
tigkeiten kompensiert. Denn: reaktionär 
ist der Strukturplan dadurch, daß er (un­
ter sorgfältiger Vermeidung des Wortes

„Staat“) den Staatsmonopolismus auf eine 
in Deutschland bisher noch nicht erreichte 
Spitze treibt. Reaktionär ist er durch sei­
nen einseitigen Intellektualismus. Er orga­
nisiert ausschließlich - das aber total - die 
Steuerung der kognitiven Prozesse, wäh­
rend von Erziehung nur im Vorschulalter 
die Rede ist und auch „Bildung“, sofern 
dieser Begriff eine Rangordnung geistiger 
Gehalte impliziert, dem unterschiedslosen 
Angebot vorpräparierter und ideologiekon­
former, also zeitgemäßer „Bildungsgüter“ 
weichen muß. Der Plan sieht vor, daß das 
gesamte Schulwesen nach dem Modell rie­
siger Einkaufszentren mit Selbstbedienung 
organisiert sein soll. Wie diese Einkaufs­
zentren täuscht auch er durch den An­
schein nahezu unbegrenzter Wahlfreiheit 
die Konsumenten des Bildungsangebotes 
über die faktische Freiheitsberaubung hin­
weg, die solche Systeme erst ermöglicht.“ 

Einen Überblick über den Inhalt des 
Buches vermittelt folgende etwas gekürzte 
Übersicht:

Begründung
1.1 Wamm Freie Schule?
1.11 Freie Schule in der Bildungsgesell­

schaft
1.12 Freie Schule und pädagogischer Fort­

schritt
1.2 Freie Schule und Strukturplan
1.21 Tendenzen des Strukturplanes
1.22 Die Rolle der Privatschule im Struk- 

turplan
1.23 Die Funktion der Freien Schule im 

Bildungssystem des Strukturplanes
1.24 System und Ausnahme
1.3 Grundzüge eines Rechts der Freien 

Schule
1.31 Freie Schule als öffentliche Schule
1.32 Einschränkungen der Privatschulga­

rantie
1.33 Schwerpunkte einer Revision
1.34 Modell eines Gesetzes für Freie Schu-

1.

len
1.35 Das Recht der Freien Schule als Mo­

dell für ein allgemeines Schulrecht
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2.5 Die Schulen des Verbandes Deutscher 
Pnvatschulen

2.6 Die Deutschen Landerziehungsheime.

2. Darstellung
2.1 Die Vielfalt des Freien Schulwesens .
2.2 Die Freien Waldorfschulen
2.3 Die evangelischen Schulen
2.4 Die katholischen Schulen Herbert Spies

In Memorian Herbert K. R. Müller

Am 15. Mai 1973 ist der Freund und Mitarbeiter unseres Seminars

Herbert K. R. Müller
Vereidigter Sachverständiger

für die Bewertung von bebauten und unbebauten Grundstücken 
im Bezirk der Industrie- und Handelskammer Braunschweig

über die Schwelle des Todes gegangen.

Seine Arbeiten auf dem Gebiet des sozialen Bodenrechtes sind Pionierleistun­
gen für eine, künftige menschengemäße und gerechte Gesellschaftsordnung. Sei­
ne Schriften, die noch eine besondere Würdigung in Fragen der Freiheit erfah­
ren sollen, haben zu-der im Gang befindlichen Bodenrechtsreform wesentlich 
beigetragen.

Die Bedeutung Herbert K. R. Müllers für die Arbeit des Seminars für freiheit­
liche Ordnung und darüber hinaus für die Öffentlichkeit, kann nicht hoch genug 
geschätzt werden. Wir gedenken unseres Freundes in Dankbarkeit.

Seminar für freiheitliche Ordnung

\
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Ankündigung i

Seminar für freiheitliche Ordnung 
' der Wirtschaft, des Staates und der Kultur e. V.

29. Tagung

Sommertagung des Seminars 

für freiheitliche Ordnung

vom 21. bis 30. Juli

in der Bauernschule

in Herrsching am Ammersee.

Vorläufiges Thema:

Gibt es einen dritten Weg?
Marksteine und Zielgedanken zur Überwindung 
privater und kollektiver Macht

Bitte merken Sie den Termin jetzt schon vor und machen Sie 
1 auch Ihre Freunde auf die Tagung aufmerksam.
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GIBT ES EINEN DRITTEN WEG?

- Marksteine und Zielgedanken zur Überwindung 
privater und kollektiver Macht -

Europa und die Welt können keinen wirklichen Frieden finden, solange der Ost- 
West-Gegensatz als Kampf um Machtpositionen geführt wird. Zwischen .Ost und 
West wird es auch in Zukunft wesentliche weltanschauliche Gegensätze geben, die 
das geistige Antlitz der Erde prägen. Wenn Östliche und westliche Weltanschauung, 
Wissenschaft und Bildung jedoch zu Machtideologien mißbraucht werden, tritt an 
die Stelle geistig-kultureller Begegnung und gegenseitiger Befruchtung der politische 
Kampf von Machtblöcken, dem die kulturellen und wirtschaftlichen Hilfsquellen 
dienstbar gemacht werden.

Europa lebt in dem Spannungsfeld dieses OscrWest-Gegensaczes.
Wenn es sich nur darum handelte, zwischen dem sozialistischen System des Ostens 

und dem kapitalistischen System des Westens das ökonomisch ergiebigere zu wählen, 
fiele die Entscheidung zugunsten des westlichen Systems nicht schwer, zumal die ka­
pitalistische Wirtschaft und die auf ihr gegründete Gesellschaftsordnung der persön­
lichen Freiheit einen relativ weiten Spielraum beläßt. Es handelt sich aber gerade 
nicht um die Wahl zwischen Systemen mit einem größeren oder geringeren Wohl­
standseffekt, sondern um die grundlegende Frage nach dem menschengemäßen So­
zialsystem, nach einem Gemeinwesen, dessen Rechtsordnung Machtausübung von 
Menschen über Menschen in jeder Form schon von der Rechtsgrundlage her aus­
schließt. Bei der Analyse der gegenwärtigen politischen Situation und künftigen 
Entwicklung müssen wir daher vom Menschen als dem entscheidenden Kriterium 
ausgehen, und zwar vom individuellen, autonomen, nicht primär interessengebun­
denen Menschen.

Unter diesem Aspekt heißt die gesellschaftliche Alternative nicht: Sozialismus 
oder Kapitalismus. Es kann sich auch nicht um einen einfachen Brückenschlag oder 
Kompromiß zwischen den beiden sich ausschließenden Systemen handeln, denn das 
Maß an persönlicher Freiheit, die das kapitalistische Wirtschaftssystem dem einzel-. 
nen immer noch gewährt, würde dann endgültig in der kollektiven „Gerechtigkeit" 
sozialistischer „Errungenschaften“ untergehen. Unsere Aufgabe ist es vielmehr, einen 
originären „dritten Weg" zu finden, der frei von Interessengebundenheit, frei von 
Ideologien und Machtansprüchen gesellschaftliche Lebensformen rechtlich begründet, 
die sich ausschließlich am Menschen und seinen individuell-geistigen, mitmenschlich­
sozialen und natürlich-wirtschaftlichen Entwicklungsbedingungen und Lebenszielen 
orientieren. <.

Die kommende Herrschinger Tagung soll dazu beitragen, diesen dritten Weg — 
jenseits kollektiver und privater Machtansprüche — näher zu bestimmen mit dem 
Ziel, daß persönliche Freiheit und soziale Gerechtigkeit durch eine Ordnung der Ge- , 
genseitigkeit von individuellen Ansprüchen und individuellen Leistungen auch poli­
tisch verwirklicht wird.

Kommen Sie zur Herrschinger Tagung des Seminars für freiheitliche Ordnung 
vom 21.—29. Juli in der Bauernschule in Herrsching am Ammersee.

Wir laden Sie zur Mitarbeit einl

Seminar für freiheitliche Ordnung
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PROGRAMM

Samstag 
21.'Juli 1973

Sonntag 
22. Juli 1973

Dienstag 
24. Juli 1973

Montag .
23. Juli 1973

Mittwoch 
25. Juli 1973Zeit

Eckhard Behrens
Autonomie und Gesellschaftliche Verantwortung von Schulen 
und Hochschulen - Überwindung von Machtpositionen im 
Bildungswesen

Ernst Winkler 
■ Die konjunkturpoli­

tischen Bedingungen 
des wirtschaftlichen 
Gleichgewichtes

9 Uhr Das Tagungsbüro ist. 
ab 10 Uhr geöffnet

10.30'Uhr Pause

Gruppenarbeit*Emst Winkler 
Hemmungslosigkeit 
oder Proportionalität 
des Wirtschaftswach­
stums - ein gesell1 
schaftliches Macht­
problem

10.45 Uhr

12.30 Uhr Mittagessen \

Elmar Pieroth 
Was bedeutet 
Wirtschaftsdemokra­
tie? - Keine Mitbe­
stimmung ohne Mit­
verantwortung im 
Betrieb -

Hans Ullrich Gallwas 
Über die Macht

Hermann Hummel- 
Liljegren x 
Rechts- und Struktur- 
fragen zur freien 
Stiftungsuniversität

Volker Schmidt 
Die Bodenrechts­
reform

16.00 Uhr Begrüßung und 
Vorstellung

18.00 Uhr Abendessen

i
Gerhard Leibholz 
Mehr Demokratie 
oder mehr Freiheit

Johannes Flügge 
Lernzielplanung und 
totalitäre Gesell- - 
schaftspolitik

H H. Vogel 
Wo stehen wir auf 
dem Weg zur Freiheit 
für alle? - Gibt es 
einen dritten Weg —

K. P. Hensel 
Löst die soziale 
Marktwirtschaft das 
Machtproblem in 
der Wirtschaft?

Lothar Vogel 
Freiheilsimpuls zu 
Beginn der Neuzeit 
- Keime zu einer 
gesamtgesellschaft­
lichen „Gewalten- 
teilung" -

20.00 Uhr

Sruppenarbeit
Wirtschaft: < a) Hemmungslosigkeit oder Proportionalität des Wirtschaftswachstums - ein gesellschaftliches Machtproblem 

Leitung:' Ernst Winkler, Eckhard Behrens 
• b) Die Bodenrechtsreform Leitung: Jobst v. Heynitz, Günter Friedrich 

c) Über die Notwendigkeit eines Weltwährungssystems Leitung: Fritz Penserot
Die Grenzen des Staates — Freiheit und Gleichheit, die Grundsäulen der Demokratie Leitung: Heinz-Peter Neumann 
Das Selbstbestimmungsrecht des Menschen — Die rechtlichen Strukturen eines freien Bildungswesens 

Leitung; H. H. Vogel, Detlef Böhm '

Staat:
Kultur:
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PROGRAMM*

Donnerstag 
■26. Juli 1973

Freitag 
27. Juli 1973

Samstag 
28. Juli 1973

Sonntag 
29. Juli 1973

Montag 
30. Juli 1973

Lothat Vogel
Anthropologie und Soziologie

Podiumsdiskussion
Arbeitsgruppe

Staat
Abreise

Pause

iGruppenarbeit* Podiumsdiskussion
Arbeitsgruppe

Wirtschaft

, Podiumsdiskussion 
Arbeitsgruppe 

Kultur /

Mittagessen

i
Plenum
Aufgaben und Ziele 
des Seminars

Paul-Ludwig Weinacht 
Rechtfertigung 
politischer Systeme

Jan Osers
Neue Vorstellungen 
über einen Weg zwi­
schen Kapitalismus 
und Sowjetsozialis- 
ntus in den neuesten 
Büchern von Sik, 
Garaudy, Löbl etc.

Werner Maihofer 
Persönliche Freiheit 
und soziale Gerech­
tigkeit — Das sozial­
liberale Ziel

t

Abendessen

'Podiumsdiskussion 
Freiheit und soziale 
Gerechtigkeit — Gibt 

■ es einen dritten 
Weg ? -

Willy Geiger 
Mißverstandene Demo­
kratisierungstenden­
zen — eine Gefahr für 
die Freiheit und ein 
Weg zu Kollektiver 
Macht

Geselliger Abend
Tagungsabschluß mit 
Schlußvortrag und 
Verabschiedung

/
* Änderungen Vorbehalten .
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Mitwirkende

Eckhard Behrens, Assessor, Universitätsverwaltung Heidelberg 
Detlef Böhm, M. A., Bochum-Langendreer
Kurt Falthauser, Dr. rer. pol., Geschäftsführer der Gesellschaft für innerbetriebliche 

. Zusammenarbeit, GIZGmbH, München 
Johannes Flügge, Prof. Dr. phil., Pädagogisches Seminar, Freie Universität Berlin 
Günter Friedrich, wissensch. Assistent, Universität München 

-Hans-Ullrich Gallwas, Wissenschaftlicher Rat Prof. Dr. jur., Universität München 
Willi Geiger, Prof. Dr. jur., Bundesverfassungsrichter, Karlsruhe 
K. P. Hensel, 'Prof. Dr. rer. pbl., Leiter der Forschungsstelle zum Vergleich wirtschaft­

licher Lenkungssysteme, Universität Marburg 
Jobst von Heynitz, Assessor, München 
Hermann Hummel-Liljegren, Prof. Dr. jur., Universität Berlin 
Reinhold Airaeger,’Diplom-Volkswirt, Oberursel
Gerhard Leibholz, Prof. Dr. jur., Bundesverfassungsrichter i.R., Göttingen 
Michael Lezius, Diplom-Kaufmann, Geschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft zur För­

derung der Partnerschaft in der Wirtschaft e. V., Junkersdorf/Köln 
Werner Maihofer, Prof. Dr. jur., Universität Bielefeld, Bundesminister für besondere 

Aufgaben
Heihz-Peter Neumann, Direktor der LVA Berlin ,
Jan Osers, Dipl.-Ing., Universität Mannheim 
Fritz Penserot, Kim/Nahe
Elmar Pieroth, MdB, Dipl.-Volksw. (Pieroth-Modell), Bad Kreuznach '
Volker Schmidt, Dr. rer. pol., Ministerium für Städtebau und Raumordnung, Bonn 
Wolfram Triebler, Diplom-Kaufmann, Dortmund 

/ Heinz-Hartmut Vogel, Dr. med., Bad Böll 
Lothar Vogel, Dr. med., Ulm
Paul Ludwig Weihnacht, Dr. phil., ehern, wiss. Ass. beim Deutschen Bildungsrat (Prof. 

Dr. Hans Maier), Universität München. Jetzt Dozent für politische Wissenschaften an 
der Pädagogischen Hochschule Freiburg

Ernst Winkler, Dr. rer. nat., Mathematiker und Physiker, Lehrbeauftragter für die Aus­
bildung von Realschullehrem am Staatsinstitut München-Pasing

/ I
i

Vorankündigung für Heft 104/IV 1973

Berthold Wulf Im Dienste einer menschenwürdigeren Sozialordnung der 
Zukunft

Detlef Böhm Wirtschaftsordnung und Bodenrecht - Gibt es einen dritten 
Weg? -
Franz Clauß Grundfragen der Wechselkurspolitik
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. GESELLSCHAFT FÜR ÖFFENTLICHES BILDUNGSWESEN e. V. 
(bisher: Gesellschaft zur Förderung eines freien öffentlichen Schulwesens eV) 

Geschäftsstelle: 56 Wuppertal 2, Amalienstraße 10 
Vorstand: Dr. Heinz Hartmut'Vogel, Eckwälden 

Dipl.-Volkswirt Herbert G. Speis, Wuppertal

Die Gesellschaft arbeitet für die Verwirklichung einer Ordnung des Bildungs­
wesens, die die individuelle geistige Initiative auf dem Gebiete von Pädagogik 
und Wissenschaft freisetzt. Sie will damit dem geltenden Verfassungsrecht auf 
dem Gebiete des Erziehungs- und Bildungswesens zur Durchsetzung verhelfen. 
Sie fördert durch ihre Tätigkeit im Bereiche der Wissenschaft und der politi­
schen Meinungsbildung die Idee freier öffentlicher Schulen und Hochschulen 
und deren pädagogische, wissenschaftliche und rechtliche Gleichstellung mit 
den entsprechenden staatlichen Schulen sowie die gleiche wirtschaftliche För­
derung aller vergleichbaren staatlichen und freien öffentlichen Schulen. Insbe­
sondere fördert die Gesellschaft alle Bestrebungen, die auf die Herstellung der 
Freiheit der Lehrender Lehrerbildung und Lehrerwah! sowie auf die rechtliche 
Gleichstellung der unabhängigen Abschlußbeurteilungen und Diplome freier 
und staatlicher Schulen in der Öffentlichkeit abzielen.

Die Gesellschaft ist Herausgeber der Schriftenreihe

„Beiträge zu einer freiheitlichen Ordnung des Bildungswesens“. 

Bisher sind erschienen:
i

I. Demokratie und Schule
II. Das Elternrecht und das deutsche Bildungswesen 

\ III. Der Föderalismus und das deutsche Bildungswesen 
IV. Die Privatschulfreiheit im Bonner Grundgesetz 
V. Begabungsförderung und Privatschulgarantie.

Ein Verfassungsrechtliches Verfahren in Dokumenten 
— Woran scheiterte die Bildungsreform?

Außerhalb der Reihe ist eine Anzahl weiterer schulrechtlicher und bildungspoli­
tischer Arbeiten erschienen.

Mitgliedsbeitrag der Gesellschaft: DM 20,- pro Jahr.
Die Gesellschaft ist gemäß Mitteilung des Finanzamtes Heidenheim vom 15.3. 
1960 als gemeinnützig und besonders förderungswürdig anerkannt.
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In Druck:*

LOTHAR VOGEL

Die Verwirklichung des Menschen 

im sozialen Organismus

sozialanthropologisdie Studien zum 
Kultur-Redits- und "Wirtschaftsleben

's

Teil I Sozialanthropologie und Phänomenologie der Wirtschaft

1. Die Arbeit — 2. Die Grundlagen der Wirtschaft — 3. Funktionen der Wirt­
schaft — 4. Die Wirtschaftskrisen — 5. Geschichtliche Beispiele zu Inflation und 
Deflation — 6. Die Wirtschaft in ihren sozialen Verflechtungen — 7. Motive zur 
Geschichte des Geld- und Bodenzinses — 8. Die Verwirklichung des Menschen im 
Wirtschaftsleben

Teil II Betrachtungen zur Kultur-, Rechts- und Sozialgeschichte

1. Zur Kulturanthropologie — 2. Die orientalischen Hochkulturen — 3. Die Geburt 
Europas — 4. Die keltogermanische Epoche — 5. Das Früh- und Hochmittelalter — 
6. Das Spätmittelalter — 7. Die sozialen Kämpfe des 16. Jahrhunderts — 8. Die 
Neuzeit — 9. Das soziale Kunstwerk, die Antwort des mitteleuropäischen Geistes­
lebens auf die französische Revolution — 10. Der Kampf und die Freiheit

Teil III Die Sozialordnung der Freiheit

.t. Die Ichorganisation des Menschen. Erkenntniswissenschaftliche Vorbetrachtungen 
— 2. Das Geistesleben — 3. Die Verwirklichung des Menschen im sozialen Organis­
mus

• Auslieferung Frühjahr 1973. Subskription ist vorgesehen. Interessenten wenden 
sich'bitce an die Verlagsauslieferung Martin Sandkühler, 7 Stuttgart 1, Rotenberg­
straße 25, oder an das Seminar für freiheitliche Ordnung, 7325 Eckwälden/Ead Boll, 
Bosierweg 11.
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JENSEITS 

VON MACHT UND ANARCHIE
;

✓

Die Sozialordnung der Freiheit 
VON DR. HEINZ-HARTMUT VOGEL 
1963 156 Seiten

*

'WESTDEUTSCHER VERLAG 
KÖLN UND OPLADEN

t

\

Broschiert DM 9.— Leinen DM 12.—

\ / *
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Bestellungen an:

r SEMINAR FÜR FREIHEITLICHE ORDNUNG 
der Wirtschaft, des Staates und der Kultur^ e. V. 
7325 Eckwälden/Bad Boll 
Boslerweg 11, Telefon 07164/2572
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Die Mitarbeiter dieses Heftes

Erwin Stein, Prof. Dr. jur., Kultusminister a. D., Bundesverfassungsrichter 
a. D., 6301 Annerod/Gießen, Bergstraße 6
Günter Gorschenek, Dr. jur., Kath. Akademie Bayern, München, Mandlstraße 
Fritz Penserot, 657 Kirn, Dhauner Straße 182

Diether Stolze, Wirtschaftsredakteur bei der Wochenzeitung ,,Die Zeit“, 
Hamburg

Hermann Lübbe, (1926) Prof. Dr. phil., 1967—1971 Staatssekretär im Kul­
tusministerium Nordrhein-Westfalen, seit 1971 Universität Zürich

Gerd-Klaus Kaltenbrunner (1936), Lektor und Publizist, Mitarbeiter der 
„Deutschen Zeitung“ Stuttgart, 8 München-Esting

Herbert Spies, Diplom-Volkswirt, 56 Wuppertal 2, Amalienstraße 10

Die mitarbeitenden Autoren tragen die Verantwortung für ihre Beiträge selbst.

Für nichtverlangte Manuskripte kann keine Gewähr übernommen werden.

Gesamtinhaltsverzeichnis der in „Fragen der Freiheit“ Nr. 1 bis 100 erschienenen 
Beiträge befindet sich in Heft 99/100 Weihnachten 1972

„Fragen der Freiheit“, Zweimonatszeitschrift
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